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Nr. 160. Mittag: Ausgabe, 


Deutſchland. 
0. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 3. April. 
26. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 
Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find überfüllt. In der Hofloge Prinz 
Wilhelm von Baden, Prinz Auguſt von Würtemberg, der Kronprinz von 
Preußen und die Großherzogin von Baden. Am Tiſche der Bundes⸗Com⸗ 
miſſarien Miniſter v. Roon mit dem Generalmajor v. Podbielski als Com⸗ 
miſſar . Regierung, Miniſter v. d. Heydt, Geh. Räthe v. Savigny, 


Wetzel u. A. 5 
Das Haus tritt ſofort in die Vorberathung über den Abſchnitt XI. des 


chrift 1½ Sgr. 


Verfaſſungs⸗Entwurfes (Bundes⸗Kriegsweſen) Artikel 53—64 ein. Es 


liegt = demſelben beim Beginn der General⸗Debatte nur das Amendement 
der Abgg. Duncker (Berlin) und Waldeck vor (unterſtützt durch Ausfeld, 
Becker, Bockum⸗Dolffs, Bouneß, Dautzenberg, Evans, Heubner, v. Kleinſorgen, 
Minckwitz, v. Proff⸗Irnich, Rang, Nee, Rewitzer, Riedel, Robden, Runge, 
Schaffrath, Schulze, Simon, Trip, Wigard, Wiggers (Berlin), Winckelmann). 
Dieſes Amendement lautet: Der Reichstag wolle beſchließen: . 

1) Unter Streichung des Artikels 55 (der die Dauer der Wehrpflicht ber 
ftimmt) dem Artikel 53 folgenden Zuſatz beizufügen: „Den Umfang und 
die Art dieſer Pflicht beſtimmt ein Bundesgeſetz. Der Entwurf 
eines ſolchen iſt dem erſten verfaſſungsmäßigen Reichstage vor⸗ 

ulegen. Bis zum Erlaß dieſes Geſetzes gelten für den ganzen 
mfang des Bundes die Beſtimmungen des preußiſchen Ge⸗ 

— über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte vom 3. Septem⸗ 
er 1814.“ 

2) Die Artikel 56 und 57 (Artikel 56 normirt die Friedens⸗Präſenzſtärke 
auf 1 Procent der Bevölkerung von 1867, Artikel 57 handelt von der Ein⸗ 
führung der preußiſchen Militärgeſetzgebung im Bunde) zu ſtreichen und ſtatt 
deren zu ſetzen: „Artikel... Dem Reichstag iſt jährlich ein Geſetz 
über die Geſammtzahl der Aushebung zum Kriegsdienſt vor⸗ 
zulegen.“ — Artikel... Dem nächſten Reichstage find vorzulegen: 
I) ein Geſetz, wodurch die Organiſation des ganzen Bundes: 
beeres genau feſtgeſetzt wird; 2) ein Geſetz, über die Art der 
Aushebung (Rekrutirungsgeſetz). — Durch das Geſetz unter 1) beſtimmen 
ſich zugleich die Contingente der einzelnen Bundesſtaaten.“ 

8) Den Artikel 58 (225 Thlr. pro Mann) zu ſtreichen. 

4) Bei Artikel 59 und folgenden ſtatt: „Bundesfeldherr“ zu ſetzen: 
„Bundespräſidium“. 

5) Alinea 4 des Artikels 59 ſolgendergeſtalt zu faſſen: „Das Bundes⸗ 
präſidium beſtimmt in Gemäßheit der Bundesgeſetze den Präfenzitand, 
die Gliederung und Eintheilung der Contingente der Bundesarmee und hat 
das Recht, innerhalb u. ſ. w.“ ; 

6) Statt Artitel 61 des Entwurfes zu fagen: „Dem Bundespräſidium 
57 das Recht zu, Feſtungen innerhalb des Bundesgebietes anzulegen, 

nſofern die dazu erforderlichen Mittel durch das Bundesetats⸗ 
AI 7 — ein beſonderes Bundesgeſetz vom Reichstage be⸗ 
willigt ſind.“ 

7) Dem Artikel 63 (Erſparniſſe am Militär⸗Etat fallen der Bundeskaſſe 
1 am Schluſſe beizufügen: „Doch kann über dieſelben nur unter Zu⸗ 
h mmung des Reichstages verfügt werden.“ a 
8 Den Artikel 64 (Erklärung des Kriegszuſtandes im Bundesgebiet) zu 
treichen. a 
9) Am Schluſſe des Abſchnittes folgenden Artikel zu ſetzen: „Artikel 
Das Bundespräſidium ernennt den Bundeskriegs⸗ und Bundesma⸗ 
rineminiſter, welche dieſe Geſchäftszweige verwalten und dafür dem Reichs⸗ 
tage verantwortlich find. Vis zur definitiven Organiſatton des Bundes⸗ 
kriegs und Marineweſens wird die Verwaltung derſelben durch den königlich 
preußiſchen Kriegs⸗ und Marineminiſter geführt.“ 

Zur Generalvebatte melden ſich zum Wort für den Verfaſſunge⸗ 
Entwurf die — 2 Oehmichen und v. Vincke (Olbendorf); gegen denſelben 
die Abgg. Duncker (Berlin), Dr. Ree, Dr. Eichbolz, Röſſing, Ahlmann, von 
Bockum⸗Dolffs, Dr. Schaffrath, v. Münchhausen, Dr. Waldeck. Während der 
erſte Redner (Oehmichen) ſpricht, meldet ſich nachträglich der Abg. General 
v. Moltke zum Wort und tauſcht mit dem Abg. v. Vincke (Olbendorf) die 
Stelle in der Rednerliſte. 5 } J 

Abe, Oehmichen (Gutsbefiger in Sachſen): M. H.! Wir find jetzt bei 
dem wichtigsten Abſchnitte des Entwurfs angelangt, dem wichtigſten nament- 
lich auch für diejenigen Länder, welche, wie mein Heimathland Sachſen, die 
preußiſchen Militäreinrichtungen noch nicht bei ſich el hatten. Ich 
werde für dieſe Einrichtungen, für die Beſtimmungen des Verfaſſungsentwurfs 


immen, weil man eine Sache, für die man iſt, nicht halb, ſondern ganz 


wollen muß. Es waren in Sachſen ſchon feit Jahren Anträge auf Einfüh⸗ Inf 


rung des preußiſchen Militärweſens geftellt, man hatte fie vertagt; aber die 
Umſtände find andere geworden, Thatſachen liegen vor und wir fügen uns 
dieſen Thatſachen, ob gern oder ungern, darauf kommt es nicht an. Der 

e, den unſer Souverän mit Preußen geſchloſſen hat, verlangt dieſe Cons 


equenz, und wir haben dieſem Frieden unfere Zuſtimmung ertheilt, wir 8 


konnen uns auch ſeinen Conſequenzen nicht verſchließen. Ich bin für die 
Einführung der allgemeinen Militärpflicht und De ton in der ſächſiſchen 
Kammer ſtets gegen das Stellvertretungs⸗Syſtem geſprochen und geſtimmt. 
Ich halte es für einen Act der Gerechtigkeit, daß jeder Staatsbürger, der 
dazu geeignet iſt, eingeſtellt wird, ohne Anſehen der Perſon, denn es kommt 
bier etwas in Frage, was nicht mit Geld zu bezahlen iſt. Im Frieden mag 
das Stellvertretungsſyſtem etwas für ſich baben, im Kriege aber wird durch 
die allgemeine Wehrpflicht der moralische Einfluß der Bildung, die allgemeine 
Intelligenz in die Armee hineingeführt. Ich bin ferner einverſtanden mit dem 
Grundſatze, daß alle verbündeten Staaten demgemäß ihre Leiſtungen einzu⸗ 
richten haben. Einige Bedenken habe ich gegen die Einführung der ganzen 
preußiſchen Militär⸗Geſetzgebung in allen anderen Staaten, namentlich was 
die Entſchädigungen für Einquartierungen u. dgl. im Kriege oder bei Mobil ⸗ 
machungen betrifft. Nicht einverſtanden aber bin ich mit der dreijährigen 
Präſenzzeit. Im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ift ja feit langen Jabren über 
dieſe Frage gekämpft worden. Man ſagt, dieſelbe ſei abſolut nothwendig; 
aber das ſtedt doch feſt, daß Armeen, die nicht die dreijährige Dienſtzeit haben, 
ebenſo gut ihre Schuldigkeit thun. In Sachſen hatten wir bisher nur eine 
achtzehnmonatliche Prüfung, und es iſt doch von allen Seiten, von Freund 
wie Feind anerkannt worden, daß die ſächſiſchen Truppen ſich gut nue 
baden. Ich erinnere ferner an die Jahre 1813 und 1814, Hat die damalige 
preußiſche Armee vorher eine dreijährige Dienſtzeit gehabt? Iſt der Kriegs. 
zweck ein guter, dann geht der Soldat mit Luſt und Liebe in den Kampf, und 
auf die Zeit, wie lange er gedient hat, kommt es nicht an. 8 boffe, Sie 
werden den Anträgen zuſtimmen, die auf Herabsetzung der Präſenzzeit Hun 
tet ſind. Stimmen Sie denſelben bei und Sie werden ſich dadurch 5 ank 
der deutſchen Nation erwerben, Sie werden dadurch allen deutſchen Stammen 
Vertrauen einflößen. Und wenn Manche nicht mit großer Freudigteit 8 75 
neuen Verhältniſſe eingetreten find, fie wird fi finden, wenn man dem Volke 
Laſten abnimmt, die vermieden werden können. 5 
Abg. Dr. Waldeck: Wenn ich ſtets mein Bedauern ausgesprochen ‚ba 5 
daß die Debatte über den Entwurf nicht von Anfang an eine Perth e 
Richtung genommen hat und daß wir einzelne Abſchnitte deſſelben babe en 
müffen, ehe das ganze Gebäude vor uns ſteht, fo ift das beſonders ger — 
Fall, Noch immer iſt in der Verfaſſung das Budgetrecht nicht anertannt, 
und wenn wir daher von dieſen Artiteln hier ſprechen, ſo müſſen wir res 
von der Vorausſeßung ausgeben, daß das Budgetrecht des preußiſchen b 5 
geordnetenhauſes unmöglich hier aufgegeben werden kann. Dann muß 5 
die gegenwärtige Verfaſſung in dieſer Hinſicht vollſtändig abgeändert ER Ban 
es muß das ganze Budget alljährlich veranſchlagt, vorgelegt und dei 5 
wer Wollen Sie uns dieſes Rechtes berauben, ſo ſteht das aller 15 
formell der Majorität zu, aber materiell, moraliſch haben Sie dag nicht da 
—.4 Recht, denn zu dem Zwecke iſt kein Volksvertreter gew hlt, um fo 
are Rechte des Voltes hier aufzugeben. Alſo in dieſer Botaudjesung 
ehe ich an eine Beſprechung dieſes Abschnittes heran. Es ift in der bis, 
en Debatte die Widerſinnigkeit der Unverantwortlichteit der höchſten Ge⸗ 
ſchon hinlänglich betont worden, ich muß dariiber hinweggehen; ich bes 
es, wie die Herren Conſerpativen den * immer als ein noli 
me tangere parftellen können, wie ſie ſtets die Uneingeſchränktheit des, oberſten 
„im Munde führen können, denn ich habe es auch begriffen, wie 


— — 


b 


Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


man in den der Wahl vorhergehenden Circularen den Reichstag als ein 
Mittel bezeichnen konnte, um die preußiſche Berfallung zu beſeitigen. Aber 
wie man es von Seiten Derjenigen, die es mit der liberalen Partei ehrlich 
meinen, auch nur für möglich halten kann, auf ſolche Propoſitionen einzu⸗ 
gehen, das geht völlig über mein Verſtändniß hinaus, und darüber mit ihnen 
zu ſtreiten, wäre ein weſenloſer Streit. . 

Man muß die Beſtimmungen dieſes Entwurfs nach drei verſchiedenen 
Richtungen hin auffaſſen. Zuerſt ſollen die wichtigſten conftitutionellen Befug⸗ 
niſſe uns weggenommen werden. Man hat hier öfter von Particulariſten ges 
ſprochen; Sie haben aber Abgeordnete aus faſt allen Ländern des Bundes 
gehört, und unter Allen herrſcht die vollſtändigſte Einigung darüber, daß die 
Centraldewalt in Militärſachen dem König von Preußen gebührt. enn 
man ſich aber dagegen ſträubt, daß dem König von Preußen unter dem Na⸗ 
men eines Bundesfeldherrn die vollſtändige, abſolute Executive gegeben wird, 
dann iſt das kein Particularismus, das ift unannehmbar für Alle. Der 
zweite Geſichtspunkt, der hier vorliegt, iſt, daß der N Zuſtand 
des Heeres durch einen Paragraphen des Abſchnitts implieite anerkannt wird, 
welcher die ſiebenjährige Dienſtzeit an Stelle der durch das Geſetz von 1814 
eingeführten dreijährigen ſetzt. Es iſt das eine ganz radicale Umänderung 
und eine Beſtimmung, die gar nicht in die Verfaſſung hineingehört, die nur 
durch ein Geſetz feſtgeſtellt werden kann, und Geſetze zu geben, dazu iſt die 
Verſammlung nicht berufen. Daß die allgemeine ehrpflicht verfaſſungs⸗ 
mäßig feſtgeſtellt wird, iſt gut, man lönnte vielleicht ſogar die Beſtimmungen 
des preußiſchen Militärgeſetzes hier einſchalten, aber Weiteres aufzunehmen 
iſt auf keine Weiſe möglich. Ich weiß wohl, daß Viele darauf ausgehen, 
dieſe Sache, die das preußische Abgeordnetenhaus fo lange verfochten hat, der 
es ſo lange die geſetzliche Sanction verweigert hat, hier auf Umwegen durch⸗ 
zuſetzen. Wenn es aber wahr wäre, daß die Meinung des Volkes hierüber 
ſich geändert hat, wohl, ſo mag eine Kammer darüber entſcheiden, die dazu 
berufen iſt, nämlich der künftige Reichstag; aber hier die Anerkennung des 
beſtehenden Zuſtandes zu verlangen, iſt etwas ſo Unerhörtes, daß Niemand, 
der dieſelbe ertheilt, vor dem Vaterlande eine Entſchuldigung haben würde. 

Es iſt wahrlich nichts Geringes, ob der Einzelne 5 oder 7 Jahre zur 
Kriegsreſerve gehört, ob er jeder Zeit bereit ſein muß, bei irgend einer Kriegs⸗ 
bereitſchaft wieder eingeſtellt zu werden oder nicht. Das iſt eine Sache, die 
in das Wohl der Einzelnen aufs Tiefſte einſchneidet, und man darf wohl 
verlangen, daß bei dieſer Blutſteuer nur nach den allertiefſten Erwägungen die 
beſtehenden Geſetze abgeändert werden. Was ferner die Einführung der 
preußiſchen Dilhätgeiebgebung in ſämmtlichen Bundesſtaaten anlangt, fo 
glaube ich, iſt Niemand in dieſem Haufe, der den Umfang dieſes Paragraphen 
auch nur annähernd kennt. Ich mache nicht einmal mit dem Herrn Kriegs 
miniſter eine Ausnahme, denn dieſe Geſetzgebung, dieſe oft für ungeſetzlich 
erklärten Reglements füllen ganze Bibliotheken aus. Wie in aller Welt wol⸗ 
len Sie es nun rechtfertigen, alle dieſe Reglements auf einmal einzuführen 
und damit auch ihre von Ihnen ſelbſt beſteittene Gofaglichteit anzuerkennen? 
Es kann eben gar nicht auf fo allgemeine Sätze eingegangen werden, es i 
vollkommen hinreichend, wenn wir . treffen, durch welche die 
Dienſtzeit des Einzelnen geregelt wird. Alles Andere muß dem Wege der 
Geſetzgebung überlaſſen bleiben. Demnach muß dem nächſten Reichstage vor⸗ 
gelegt werden jenes Organiſationsgeſetz, das wir immer verlangt haben, ein 
Geſetz ferner über die Art der Ausheb nung, ein Geſetz endlich über die Höhe 
der jährlichen Aushebung. Sollte die Regierung dieſe Abſicht nicht haben, 
nun dann enthalte ich mich jedes Amendements, jedes Verſuches, den Entwurf 
zu verbeſſern, dann iſt der Absolutismus da, ob er nun ein Verfaſſungs⸗ 
mäntelchen bat oder nicht. Es ift ja nichts natürlicher, als daß derjenige, 
der die Blutſteuer zu entrichten hat, auch weiß, wie das Verhältniß der jähr⸗ 
lichen Aushebung iſt. f R 

Der dritte Geſichtspunkt betrifft das Vertragsverhältniß Preußens zu 
den anderen Fürſten, das aber, wie es hier ſteht, die vollſtändige Expropriation 
alles conſtitutfonellen Lebens iſt: das iſt der aufgenommene Procentſatz und 
der danach beſtimmte Geldſatz, nach dem die Ausbebun eingerichtet werden 
ſoll. Es liegt auf der Hand, daß dies das Recht des Volkes vollſtändig aus⸗ 
ſchließt, während es zugleich offenbar iſt, daß dies ein richtiger 12 gar 
nicht fein kann. Die Herren, welche durch Amendements dieſe Beſtimmung 
nur zu einer proviſoriſchen machen wollen, beſſern damit nichts, denn fie er⸗ 
kennen fo das Princip an. (Redner geht auf die Amendements näher ein 
und fährt dann fort): Wenn ſie unſere Vorſchläge annehmen, wonach dem 
Reichstage jährlich das Budget und das jährliche Aushebungsgeſetz vorgelegt 
werden muß, fo iſt gar nicht abzuſehen, wie Sie dadurch die Action der Re⸗ 
gierung ſchwächen. Sie verkennen aber durchaus den Charakter dieſer Ver⸗ 
ſammlung, wenn Sie jetzt ein Budget annehmen, das jede künftige Budget⸗ 
berathung unmoglich macht. Es iſt jetzt üblich, über die Landwehr von oben 
herab zu ſprechen, aber man möge doch wahrlich nicht unterſchätzen, welche 
großartige ane Landwehr iſt, was es heißt, einem Volke ſolch ein 

uſtitut zu geben. Vergeſſen Sie nie den Unterſchied zwiſchen einem Sol: 
datenheere und einem Volksheere! Und mögen doch diejenigen, die den natio⸗ 
nalen Standpunkt wahren wollen, ſich daran erinnern, daß zu allen Zeiten 
in den Verhandlungen des National⸗Vereins weſentlich die Freiheit als Be⸗ 
dingung der Einheit hingeſtellt wurde. Ich darf Ihnen nur meinen verehrten 
reund, den Vater des Nationalpereins, den Abg. Schulze nennen, der es 
'mmer betont hat, daß eben die freie Entwickelung des Staatsweſens der beſte 
hebel wäre für die Erlangung derjenigen Güter, die wir bon einer einheit⸗ 
ichen Centralgewalt hoffen. Wenn jetzt ein Bündniß mit dem Süden ge⸗ 
ſchloſſen wird, wenn man auch den Süden in dieſen Bund haben will, wie 
wollen Sie es verantworten, wenn Sie dieſe Verfaſſung, dieſen Bund auf 
dem loſen Grund des Abſolutismus aufbauen? Spreche man nicht von Opfern, 
die auf dem Altar des Vaterlandes niedergelegt werden müßten! Das Vater⸗ 
land und das Volk verlangt ſolche Opfer nicht, es verabſcheut ſie, es will, daß 
diejenigen, die es zu ſeiner Vertretung gewählt hat, vor Allem ſeine Rechte 
wahren, und wenn Sie fie aufgeben, jo iſt das ein unreines Opfer! (Beifall.) 


Abg. Frhr. v. Moltke: Der erſte von den Herren Rednern hat hier noch⸗ 
mals die zweijährige Dienſtzeit berührt. Es iſt dieſe Frage ſchon mehrfach 
beſprochen worden; erlauben Sie mir, fie noch einmal furz zu beleuchten. 

Man hat die zweijährige Dienſtzeit gefordert vom national⸗okonomiſchen 
Standpunkte aus. Ob dreimalhunderttauſend arbeitsfähige Männer, die drei 
Jahre dienen, oder eben jo viel arbeitsfäbige Männer, die zwei Jeb dienen, 
der productiven Arbeit entzogen bleiben, kommt ganz auf Eins heraus. 

Es iſt allerdings der Militärdienſt nicht eine productive Arbeit, aber er 
bezweckt und erreicht die Sicherheit des Staates, ohne welche jede productive 
Arbeit unmöglich iſt; er bildet die Schule für die heranwachſende Generation 
in Ordnung, Pünktlichkeit, Reinlichkeit, Gehorſam und Treue — Eigenſchaften, 
die für die ſpätere productive Arbeit nicht verloren gehen. (Zuſtimmung.) 

Man betont immer, daß die jungen Leute nicht zwei Jahre, ſondern ein 
Jahr länger bei der Fahne bleiben ſollen; man übergeht mit Stillſchweigen, 
daß ſieben ganze Altersklaſſen, die älteſten Leute, daß die Familienväter fortan 
nicht mehr zum Kriegsdienſte heran⸗ und aus ihren Perhältniſſen fortgezogen 
werden. Dieſer Vortheil iſt national⸗ökonomiſch gewiß ſehr bedeutend. Ich 
erinnere nur in finanzieller Hinſicht an die Familien⸗Unterſtützungsgelder, die 
die Kreiſe zahlen mußten. x 2 5 5 

Weit eber kann man vielleicht die zweijährige Dienſtzeit vom finanziellen 
Standpunkte fordern. Dabei entſcheidek der Präſenzſtand, und es ift nicht 70 
leugnen, daß eine Herunterſetzung des Präfenzitandes in finanzieller Hinſicht 
ſehr wichtig und ſehr wünſchenswerth iſt. Es bleibt nur die Frage, wie weit 
eine ſolche Herabſetzung politiſch und militäriſch zuläſſig fein wird. 

Blicken wir um uns, fo ſehen wir alle unfere Nachbarn rüſten. Warum? 
Wir wiſſen es nicht. Wir bedrohen Niemand, wir wollen unſere Angelegen⸗ 
heiten im * ordnen; aber die Thatſache iſt da. - 
ef 620 2 auf das politiſche Feld nicht eintreten; ich bleibe bei der militä⸗ 

en Seite. 

Man macht mit Recht geltend, daß die 3jährige Dienſtzeit nicht die ganze 
waffenfähige Mannſchaft durch die Schule der Waffen gehen läßt. Es iſt 
richtig, es bleibt etwas übrig. Nicht überall, denn in mehreren Bezirken 
wird die dienſtfähige Mannſchaft bis auf den letzten Mann erſchöpft. 

Es iſt ferner richtig, daß bei der 2jährigen Dienſtzeit gerade noch m 
Dienſtbrauchbare fein werden, um die Bataillone — denn der Ausfall fa 


lediglich auf die Infanterie, eine Herabſetzung des Etats der Specialwafien | 


kann nicht beabſichtigt ſein — auf 500 Mann bringen zu können. ; 
Ich will nun nit behaupten, daß ſolche Bataillone nicht mehr lebensfähi 
wären, wenn, wie bei der dreijährigen Dienſtzeit, höchſtens ein Dritte 


Zeitun 


ft | werden wird. Mit Recht be 


ebitton: Herrenſtraße Rr. 20 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Latest. 88 en 2 Nantes 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 4. April 1867. 


Rekruten wären; bei der zweijährigen aber iſt die eine Hälfte eines ſolchen 


Bataillons in der elementaren Ausbildung begriffen. Ziehen Sie nun etwa 
60 Unteroffiziere ab, ziehen Sie ab, was Alles auf dieſer einen Hälfte von 
Leuten laſtet: die Commando's zur Bewachung von Strafanſtalten, — die 
Commando's zur Bewachung von Transporten, — den täglichen Wachtdienſt, 
namentlich in Feſtungen, wie ſehr er auch beſchränkt iſt, — die Munitions⸗ 
arbeit, die z. B. in Magdeburg täglich mehrere tauſend Mann zu Zeiten er⸗ 
fordert hat, — ziehen Sie ab die Handwerker, die Kranken, die Arretirten 
u. |. w.: fo bleibt Ihnen jo wenig übrig, daß ein ſolches Bataillon feine 
taltiſche Ausbildung für den Krieg, alſo den eigentlichen Zweck feiner 
Beſtimmung, nicht mehr erfüllen kann. (Sehr wahr!) 

Es ift ebenfalls richtig, daß die zweijährige Dienſtzeit ein größeres Mate⸗ 
rial von Menſchen für die Augmentation im — liefert. Aber, meine 
Herren, an Leuten fehlt es uns nicht; unſer Herr Kriegsminiſter hat, nachdem 
ſämmtliche neun Armee⸗Corps mobil in's Feld geſtellt waren, noch zwei an⸗ 
dere improviſirt und hätte noch mehr Er 1 — wenn es nötbig geweſen 
wäre. (Hört!) Wir waren nach der Schlacht von Königgrätz ſtärker als vor⸗ 
her, und als der Friede geſchloſſen wurde, ſtanden wir mit 664,000 Mann 
unter Waffen. (Beifall.) Solche Formationen finden ihre Grenze weit früher 
in einer andern Richtung. Bedenken Sie, was es finanziell beißt, eine Armee 
von 700,000 oder, wie gefordert, 900,000 Mann unter Waffen zu erhalten! 

Es endet ferner die Möglichkeit ſolcher Formationen in der begrenzten Dr 
von Offizieren. Welches Element für die Kriegsführung die Offiziere find 
darüber will ich Ibnen nur eine ſtatiſtiſche Ziffer nennen. Wir haben au 
50 Mann einen Offizier, wir haben verloren auf 20 Mann einen Offizier. 
Stellen Sie eine Formation auf ohne eine genügende Zahl wirklich dienſt⸗ 
erfahrener Offiziere, ſo haben Sie einen Haufen braver Leute, aber keine 
Truppe! (Zuſtimmung.) Wir haben im vorigen Jahre nahezu 50,000 Ges 
fangene gemacht und haben 3000 Vermißte gehabt, wovon vielleicht der kleinſte 
Theil nur gefangen war. Es läßt ſich das nicht ſo nachweiſen. Woher dieſer 
enorme Unterſchied? Ich kann ihn nur der Dienſtdauer zuſchreiben. Finan⸗ 
ielle Bedrängniß hatte Oeſterreich ein Syſtem aufgenöthigt, nach welchem der 
Smfanterift durchſchnittlich nur 14—1% Jahre im Dienite war. Dieſe Leute 
haben ſich ſehr brav geſchlagen und ich muß dabei bemerken, daß die Offiziere 


mit dem rühmlichſten Beiſpiel vorangegangen find, denn auch die Oeſterreicher 
haben ſehr viele Offiziere verloren. Aber ſowie ir Verhältniſſe ein⸗ 


traten, da lockerte ſich die Ordnung; in Dorfgefechten, in Waldgefechten wur⸗ 
den die Leute ſchaarenweiſe gefangen genommen. Bei uns hörten Sie übera 
den Ruf: wo iſt der Hauptmann? was hat der Hauptmann gejagt, wo wir 
bingehen follen? Meine Herren, das Gefühl des Zuſammenhaltens unter allen 
Umſtänden kann nicht einexercirt werden; es kann nur eingelebt werden, und 
das können Sie mit zwei Jahren nicht erreichen! (Lebhafter allſeitiger Beifall.) 
Abg. Dr. Rée (gegen den Entwurf): Der Abſchnitt, der uns vorliegt, 
beginnt mit der Anerkennung der allgemeinen Wehrpflicht, die in Preußen ſo 
populär geworden iſt und es bald auch in den übrigen deutſchen Staaten 
bt man hervor, daß durch die allgemeine Wehr⸗ 
pflicht unſere Jugend geſtärkt, das Gefühl der Zuſammengehörigkeit zu einem 
großen Staate gehoben, das der Gleichheit aller Standes⸗ und Vermögens⸗ 
verhältniſſe dem Staate gegenüber allen Staatsangebörigen zum Bewußtſein 
ebracht wird. Die Selbſtſtändigkeit wird dadurch geſtärkt; zur wirklichen 
Selbſtſtändigkeit gehört aber auch, daß man das Recht der Berathung feiner 
eigenen Angelegenheiten hat. Dies zu erhalten, reſp. zu erreichen, darnach 
muß jeder deutſche Bürger ſtreben; eine entſcheidende Stimme in der Geſetz⸗ 
22 iſt aber nicht möglich ohne Budgetrecht, und darum handelt es ſich 
im Abſchnitt XI. — Es wird aun von der Regierung geſagt, fie warde das 
Budgetrecht nicht beſchränken, wenn nicht eine abſolute Nothwendigkeit dazu 
vorhanden wäre; man dürfe es aber nicht riskiren, daß die Volksvertretung 
in der Laune einmal den Militäretat ſtreiche und die Mittel für die Armee 
verweigere. Wäre dieſe Einwendung wahr, ſo würde ſie beweiſen, daß man 
für alle Verwaltungszweige der Volksvertretung das Budgetrecht nicht ein⸗ 
räumen dürfe. Keine Volksvertretung wird aus Laune die gewöhnlichen Aus⸗ 
gaben dem Staate verweigern; es kann dies höͤchſtens in einzelnen Punkten 
geſchehen, wenn man dabei eine Aenderung der Geſetzgebung verlangt. Es 
giebt aber doch ganz — einzelne Punkte, in denen die Volksvertretung 
nicht nur ein Urtheil haben kann, ſondern haben muß. Da man aber die 


Grenze zwiſchen dem Einzelnen und Allgemeinen nicht genau angeben kann, 


ſo hat man als allgemeinen conſtitutionellen Grundſatz angenommen: „Man 
gewährt der Volksvertretung das Budgetrecht im Ganzen.“ — Ich gebe zu, 
daß das oben angegebene Argument auf gewiſſe Zuſtände, zu Zeiten großer 
Aufregung oder einer Revolution eine gewiſſe Berechtigung haben könnte. 
Aber auch für dieſen Fall ſtehen Sie ſich mit dem Budgetrecht beſſer; denn 
die parlamentariſche Regierung iſt immer ein Sicherheits ventil dagegen; wo 


parlamentariſche Kämpfe möglich find, kommt es ſeltener zum Straßenkampf. 
Man ſagt uns ferner: das wären technifche Sachen, von denen wir nichts 


verſtänden. Nun m. H., das würde ſich bei allen anderen Geſetzen für den 
einen oder andern Theil der Verſammlung ebenſo verhalten. Wenn wir auch 
vielleicht nicht die einzelnen Details alle kennen, ſo iſt es, meiner Meinung 
nach, doch wohl Sache der Bevölkerung, alſo der Volksvertretung, die allge⸗ 
meinen Grundſätze zu beſtimmen; feſtzuſtellen, ob fie haben will ein Heer zur 


Vertheidigung oder ei Angriff, feftzuftellen, wie viel an Geld und Blut 


man hergeben will, feſtzuſtellen, wie lange Jeder dienen ſoll und wie viel Jeder 
an ſeinen Berufsgeſchäſten opfern ſoll. | 
daß die Volksvertreter den Rath der Fachmänner hören; ob ſie ihn in allen 
Fällen befolgen können, iſt freilich eine andere Feen die Techniker ſelbſt find 
ja oft verſchiedener Meinung; die allgemeinen Beſtimmungen müſſen aber in 
der Hand der Volksvertretung liegen. — Unmöglich iſt es jedoch, dieſe Be⸗ 
timmungen eins für allemal feſtzuſtellen, da die rg durchaus wech⸗ 
elnder Natur ſind. Schon der 3 des preußiſchen litärgeſetzes von 
1814 fagt: „Die Stärke des Heeres beſtimmt ſich nach den jedesmaligen 
Staatsverhältniſſen.“ Die Volksvertretun muß die Geſetze alſo von Zeit zu 
Zeit revidiren. Hierauf beruhen unſere Vorſchläge. Wir wollen eine perio⸗ 
diſche Bewilligung der Gelder und der Menſchen, wir wollen eine Feſtſtellung 
der Dienstzeit auf Grund des Geſetzes, vor allen Dingen des Geſetzes von 
1814. Wir wollen durchaus die Opfer bringen, die möthig find, um auf 
Grund dex allgemeinen Wehrpflicht ein kräftiges Heer herzuſtellen; wir wollen 
aber nicht mit opfern den Gewerbefleiß, die Freiheit und die Civiliſat on. 
Wenn es nöthig ift, wird die Volksvertretung Alles bewilligen, was zur Ver⸗ 
Heroen des Landes erforderlich iſt; muthen ſie uns aber nicht zu, durch die 

erlegenheiten der Gegenwart uns zu drängen, die ganze Zukunft Preis zu 
geben. (Beifall links.) 5 


ſetzt nun über Alles die conftitutionelle earth und meint, daß hierin 
e 


3 iſt allerdings wünſchenswerth, 


re 


. 
4 
ir 


rirgert werden. — Auch der Koſtenſatz von 225 Thlr. pro Kopf iſt angemeſ⸗ 


ſen und gewiß nicht zu hoch; in Frankreich betrugen die Koſten für einen 
Combattanten, die Offiziere ausgeſchloſſen, vor einigen Jahren Thlr. 


13 Sgr., augenblicklich 260 Thlr., wobei zu bedenken iſt, vaß die bedeutenden 
Penſionen nicht mitgerechnet ſind. gu Oeſterreich werden jetzt pro Kopf 
270 Thlr. verwandt. — Eine ſolche Beſtimmung für längere Dauer iſt auch 
durchaus nicht inconſtitutionell und die Zustimmung dazu nicht unvereinbar 
mit unſeren Pflichten als Volksvertreter. Wir haben el nicht das 
Recht, Rechte des Volkes zu vergeben. Wenn es aber die Sicherheit des Va⸗ 
terlandes gebeut, jo haben wir wohl das Recht, zeitweiſe auf einzelne Rechte 
u verzichten, die doch nie wirklichen Nutzen gebracht haben. — Die Landwehr 
at gewiß zu ihrer Zeit Großes geleiſtet und ſie war ein Gebot der Noth. 
Die Umſtände liegen aber jetzt ſo, daß, wenn das rar vollſtändig 
zur Ausführung kommen ſollte, die Laſten des Landes an Menſchen und Geld 
ſich noch höher ſtellen würden als die Koſten für die Reorganifation der Armee. 
Wir können uns deshalb nicht an den Buchſtaben des Geſetzes halten, ſondern 
an den Geiſt deſſelben, und dieſer liegt in der Durchführung der allgemeinen 
Wehrpflicht und dem Princip, jo viel Leute auszubilden, wie möglich iſt. — 
Im Volke beſteht übrigens durchaus keine Sympathie für den Widerſtand 
gegen die Reorganifation (Widerſpruch); wenigſtens in unſerer Gegend nicht 
(Redner iſt aus Schleſien, Gegend Nimptſch⸗Strehlen); ſondern dort 
ſagt ein Vater: Wenn der König es für nöthig hält, daß mein Sohn drei 
Jahre dienen ſoll, warum ſoll er denn nicht? Wir haben ja auch 3 Jahre 
gedient. (Gelächter links.) Die preußiſche Armeeverwaltung zeichnet ſich aus 
durch Sparſamkeit, Pünktlichkeit und humane Behandlung, durch Berückſichti⸗ 
gung der Intereſſen des Landes und durch Gerechtigkeit und ich hoffe, daß 
dieſe Eigenſchaften dazu beitragen werden, auch unſere neuen Bundesgenoſſen 
bald mit Vertrauen zu derſelben zu beſeelen. (Beifall rechts.) 4 

Abg. v. Münchbanjen (gegen die Vorlage): M. H.! Es fteht mir 
nur geringes Material zur genaueren Beurtheilung der einzelnen Paragraphen 
der Bundeskriegsverfaſſung zu Gebote. Hierzu gehören die Erläuterungen 
des Kriegsminiſteriums und eine Broſchüre, die uns vor einiger Zeit über: 
geben worden und welche anſcheinend aus officiellen Quellen gelbpft ift, in⸗ 
dem fie Tabellen mit officielen Angaber im Anhange giebt. — Das Material 
beſchränkt ſich auf Angaben über die Formation der preußiſchen Armee und 
über die bereits in der Ausführung begriffene Ausdehnung dieſer Formation 
auf den ganzen norddeutſchen Bund. — M. H.! Es iſt zu unterſcheiden, was 
wir heute hier zu thun und zu entſcheiden haben, und das, was für die Dauer 
verfaſſun 1 feſtzuſtellen fein wird. Unzweifelhaft würde es unbers 
antwortlich ſein, wenn wir die theoretiſch und praltiſch vollſtändig bewährte 
Formation der preußiſchen Armee und die bereits in Ausführung begriffene 
des norddeutſchen Bundes in irgend einem Theile gegenwärtig in Frage 
ſtellen, oder wenn wir mit der Bewilligung zurückhalten wollten, welche be⸗ 
hufs vollſtändiger Erhaltung der Wehrhaftigkeit des norddeutſchen Bundes 
erforderlich iſt. E' was Anderes iſt aber die Frage über das, was dauernd fein 
ſoll. Dabei dürfen wir allerdings nicht auf den Streit des preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſes mit der preußiſchen Regierung uns einlaſſen; denn ich glaube, 
daß nichts einer Einigung zwiſchen den verbündeten Regierungen und dem 
zen weniger förderlich fein kann als das Eingehen auf dieſen Streit. 
Es iſt nicht möglich, daß die Kämpfer, welche denſelben von beiden Seiten 
Jahre lang geführt haben, ihre völlige Unbefangenheit behalten. Ein Zurück⸗ 
kommen auf dieſen Streit würde aber auch ſchon um des willen völlig müſſig 
— weil es ſich dort um die Anwendung beſtehender Rechte und Ge⸗ 

etze, hier um Begründung einer neuen Rechtsbaſis handelt, alfo 
beide Fragen völlig verſchieden find. ö 

Was hier geſchaffen wird oder geſchaffen werden ſoll, wird, ſobald es Gil⸗ 
tigkeit erlangt hat, der weiteren Anwendbarkeit für das preußiſche Abgeordne⸗ 
tenhaus nach meinem Dafürhalten nicht bedürfen, nachdem der Verfaſſungs⸗ 
Entwurf ſeine definitive Genehmigung erhalten hat. Was hier feſtgeſtellt 
wird, wird auch vom preußiſchen Abgeordnetenhauſe anerkannt werden müſſen, 
wenn daſſelbe nicht die Drohung ausſprechen will, den norddeutſchen Bund, 
wenn er erſt definitiv conſtituirt ſein wird, wieder zu ſprengen. — Die Punkte, 
welche mir in dem Entwurfe beſonders aufgefallen ſind, beſchränken ſich vor⸗ 
zugsweise auf die beabſichtigte verfaſſungsmäßige Feſtſtellung der Friedensprä⸗ 
ſenzſtärke der Bundesarmee in Art. 56 und auf die damit untrennbar zuſam⸗ 
menhängenden Koſten, die in Art. 58 feſtgeſtellt find, und endlich auf die ver⸗ 
faſſungsmäßige Feſtſtellung der militäriſchen Geſetzgebung. Ich halte dieſe 3 
Sätze nicht für richtige Objecte der Verfaſſung. Die Verfaſſung hat ſich viel⸗ 
mehr darauf zu beſchränken, die Grundlagen der Bundes ⸗Kriegsverfaſſung 
— dieſe drei Artikel enthalten aber 3 timmungen, 
welche von dem Bundespräſidium nach der demſelben bereits beigelegten Com⸗ 
petenz zu erlaſſen ſind und für deren zweckmäßige Anwendung durch die be⸗ 
reits beſchloſſene Verantwortlichkeit des re (Heiterkeit links) dem 
Reichstage Sicherbeit gewährt werden ſoll. Dieſe Beſtimmungen gehören alfo 
nicht in die Verfaſſung. Die Präſenzſtärke im Frieden mit ihrer Conſequenz 
der dafür zu bewilligenden Koſten muß ſich nach der augenblicklichen Lage der 
politiſchen Verhältniſſe richten. Sie muß alſo veränderlich fein und kann ſchon 
um des willen nicht verfaſſungsmäßig normirt werden. 

Ich unterſcheide dabei die factiſche Friedenspräſenzſtärke von der geſetz⸗ 
lichen. Die geſetzliche kann und muß in der Ausdehnung geregelt werden, 
daß, falls die Kriegsbereitſchaft erforderlich iſt, der Bund dazu vollſtändig im 
Stande iſt. Die factiſche Friedenspräſenzſtärke wird aber nicht in Zeiten 
tiefen Friedens und bei drohenden Gefahren dieſelbe bleiben können und 
dürfen. Ich weiſe nur darauf hin, daß die Anſtrenoungen, welche von 

Preußen unter der Wirkſamkeit des deutſchen Bundes gemacht worden ſind, 
um ſich den Namen des Schwertes von Deutſchland zu erhalten und zu 
ſichern, für normale Verhältniſſe unverhältnißmäßig groß geweſen wären. 
Es iſt dies in Preußen, es iſt dies außerhalb Preußens niemals bezweifelt 

worden, und es iſt amtlich nadgewiejen,, daß die Leitungen für das Kriens: 
weſen in den Jahren 1820 bis 1861 far Preußen zwiſchen 47 und 61 pCt. 
der geſammten disponiblen Staatseinnahmen betragen haben. (Hört! hört! 
links.) Ich glaube, daß wohl Jeder anerkennen muß, daß für normale Zu⸗ 
ſtände ſolche Mittel nicht im Verhältniß ſtehen mit der dadurch abzuwenden⸗ 
den Gefahr. Das damalige Preußen iſt nicht das jepige Preußen und nicht 
der norddeutſche Bund. Ich halte ſchon die augenblickliche — 2 — des 
norddeutſchen Bundes für eine größere als die des alten Bundes. ir ſind 
glüdlicherweiſe im gegenwärtigen Augenblick vollkommen kriegsgerüſtet, und 
wir müſſen es bleiben bis zur definitiven Regelung und allſeitigen Ordnung 
der inneren und äußeren Verhältniſſe des norddeutſchen Bundes. Die Ver: 
2 des früheren Preußen und des jetzigen norddeutſchen Bundes be⸗ 
eht darin, daß ori die Rivalität zwiſchen den beiden deutſchen 

Großmächten, die ihrer Zeit nothwendig war, zu Ende iſt, daß die gleichfalls 
nach der alten Bundeskriegsverfaſſung des früheren Bundestages nothwendige 
mangelhafte Leiſtungsfähigkeit der einzelnen Contingente aufgehört hat. 

amit und in dem nationalen Gefühle der Wehrhaftigleit, das mit der 
wirklichen Webrbaftigteit in das Volk übergeht, wird auch die Abneigung aufs 
bören, welche die früheren Einzelvertretungen für jede große Bewilligung zu 

Militärzwecken bewieſen haben. — Es ſind dies nicht blos Worte —, ich bin 

bereit, es zu bethätigen durch ausreichende Bewilligung für die Erhaltung der 

Wehrhaftigkeit, an Leiſtungen ſowohl als an Geld, und ich glaube, daß, wenn 

gleichwohl dieſer Reichstag nicht zur Bewilligung, ſondern zur Berathung über 
die Feſtſtellung der künftigen Verfaſſung berufen iſt, doch die große Majorität 
der Mitglieder deſſelben keinen Anſtand nehmen werde, dieſe Bewilligung aus⸗ 
zuſprechen und für die Zeitdauer auszuſprechen, für welche fie erforderlich fein 
wird. Die Phyſiognomie der Verſammlung vor wenigen Tagen ſcheint mir 
dafür zu bürgen. — Dagegen glaube ich, daß ohne weſentliche Geſährdung 
der hoͤchſten Snterefen des Staates dauernd und verfaſſungsmäßig dieſe Ber 
ſtimmungen nicht eingeführt werden dürfen, und daß mit dem Momente, wo 
die Fonſelſdirung des norddeutſchen Bundes nach Innnen und Außen erfolgt 
iſt, die bon dem Reichstage auf eine beſtimmte Zeitdauer zu beſchränkende Be⸗ 
milligung erlöſchen muß, und daß bis dahin mit demſelben zu vereinbaren 
unerläplich ift ein Etat über den künftigen regelmäßigen Friedenspräſenzſtand, 
ein Etat über die Koſtenbewilligung dafür und eine geſetzliche Regelung der 

1 Dieſe Geſichtspunkte werden für meine Abſtimmung maß⸗ 
gebend ſein. , 

Abg. Vogel v. Faldenſtein; Meine Herren! Geſtatten Sie mir, daß 
ich einige Worte pro domo ſpreche, weil ich und meine Collegen, meine 

Kameraden, die in derſelben Lage find, hierbei beſonders intereſſirt find, 
„Sie, meine Herren, verlangen, wenn ein Krieg ausbricht, daß die Comman⸗ 
direnden ihre Truppen an den Pers führen tollen, und Sie erwarten von 
ihnen den Sieg. Dazu, meine Herren, müſſen Sie uns die Mittel gewähren, 
nämlich eine Armee, die kriegstüchtig ausgebildet ift. Mit Leuten, die das 

. rde eine verſteßen, kann man auch nichts eifectuiren, und es ift 

ein Örundfag, eine Anſicht bei uns, daß bei der zweijährigen Dienſtzeit wir 
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keit.) Ich glaube, meine Herren, Sie können und werden auf die Dauer nicht 
der Anſicht ſein, uns die Mittel zu einer ſolchen Armee verſagen zu wollen. 
Mögen unſere Anſichten auch vielfach auseinandergehen in dieſer und jener 
Hinſicht: in Einer kommen wir Alle zufammen, namlich, wenn einmal ein 
Krieg ausbricht, daß wir das Vaterland gut und tüchtig vertheidigt ſehen: 
das wollen Sie und das wollen wir. Nun, meine Herren, kommen aber au 
noch Specialintereſſen dazu von unſerer Seite und, ich glaube, auch von der 
Ihrigen. Von unſerer Seite will ich zuvörderſt hinſtellen — ich will einmal 
ganz aufrichtig und ehrlich gegen Sie fein —, daß es uns Soldaten, nament⸗ 
lich den Offizieren, ein drückendes Gefühl iſt, wenn wir von einem Friedens⸗ 
jahre in das andere hinübergehen und uns ſagen müſſen: der Staat hat uns 

eſoldet, hat uns erhalten und wir haben doch nichts geen als blos die 

Truppen, die uns einmal anvertraut werden ſollen, auszubilden. M. H., Sie 
wiſſen gar nicht, was es da für eine Freude für einen Offizier iſt, wenn es 
heißt: es giebt Krieg, es wird mobil gemacht! Da ſchlägt Einem das Herz 
höher, denn da kommt der Zeitpunkt, wo wir dem Staate unſere Schulden 
abtragen können und wo wir ſie abtragen und zwar mit Zinſen, wie ein 
dae Finke fie nicht höher abtragen kann, mit unſerem Herzblut. (Leb⸗ 
after Beifall. 

Ich glaube aber, meine Herren, auch von Ihrer Seite iſt es von großem 
Intereſſe, eine Armee zu haben, die in der Lage iſt, allen Eventualitäten be⸗ 
gegnen zu können. Sie, meine Herren, ſind hier zuſammengekommen, um 
ein großes Werk zu begründen; es iſt unter denen, die von dieſer Stelle 
oder von ihrem Platze aus gesprochen haben Keiner, der nicht erklärt hätte: 
er habe den feſten Willen, er wolle Opfer bringen, das Werk ſolle und müſſe 
begründet werden; und, meine Herren, in wenigen Tagen werden Sie Ihr 
Wort gelöſt haben. Aber, meine Herren, damit dürfte es denn doch nicht 
abgemacht fein, daß wir hier ein Haus bauen, ohne zu wiſſen, daß wir es 
auch vertheidigen können, und hierzu, meine Herren, wird doch nichts beſſer 
ſein können, als eine kriegstüchtige Armee, welche das verſteht. Denn wenn 
es einmal dazu kommt, daß wir das Vaterland vertheidigen ſollen, ſo wird 
es nicht von dieſer Tribune aus geſchehen, ſondern es wird mit Anſpannung 
von anderen Kräften geſchehen, mit unſern Soldaten, und dazu meine Her⸗ 
ren, wenn Sie Ihr Werk befeftigen wollen, wenn Sie es begründen wollen, wenn 
es ein Segen fein ſoll für unſere Kinder, für unſere Kindeskinder, dann ſchaffen 
Sie ſich eine Armee, die im Stande iſt, Ihr Werk hier vertheidigen zu können 
und nicht beim erſten beſten Anſtoß, wenn der Feind gegenüber tritt, das 
Werk zu Schanden zu machen. (Lebhafter Beifall) 

Abg. v. Röſſing (Schatzrath in Hannover): M. H.! Ich bin auch für 
See de Garantien, glaube aber nicht, daß der Militär⸗Etat jedes 

ahr votirt zu werden braucht. Die Armee iſt eine Einrichtung, die dauernde 

wecke verfolgt zu das muß bei dieſer Frage berückſichtigt werden. Dadurch 
ijt aber nicht ausgeſchloſſen, daß nicht über eine gewiſſe Periode hinausge⸗ 
gangen werden darf. Bis jetzt liegen uns für die Beurtheilung der einſchla⸗ 
enden Fragen zu wenig Details vor. Die Regierungen fordern 225 Thlr. 
für den Kopf des ſtehenden Heeres, aber ohne jede nähere Begründung und 
deshalb können wir keine definitive Bewilligung eintreten laſſen, ſondern 
milſſen einen vorübergehenden Zuſtand, ein Proviſorium ſchaffen, für das wir 
die Grundzüge des Entwurfs, Procent der Bevölkerung und 225 Thlr. für 
den Kopf, acceptiren wollen. Das Proviſorium dürfte aber meiner Anſicht 
nach nicht über ein gewiſſes Zeitmaß hinausgehen und könnte füglich mit 
der erſten dreijährigen e ſeinen Abſchluß finden. Dann dürfen 
wir auch nicht aus den Augen verlieren, daß, wenn der Entwurf auch zunächſt 
nur den norddeutſchen Bund aufſtellt, doch auch auf den möglichen Anſchluß 
Süddeutſchlands Bedacht genommen werden muß. Das würde durch eins 
zelne Beſtimmungen ſehr erſchwert werden, zum Beiſpiel ſoll der Bundesfeld⸗ 
herr das Recht haben, nicht blos in den kleinen Staaten, ſondern auch in den 
größten die Höchſtcommandirenden ſelbſt zu ernennen. Das beeinträchtigt die 
Souberänetät der Fürſten, ebenſo iſt bei der Beſtimmung, daß dem Bundes⸗ 
feldherrn das Recht zuſteht, innerhalb des Bundesgebiets Feſtungen anlegen 
zu laſſen, des Landesherrn, mit dem doch wenigſtens Verhandlungen gepflogen 
werden müßten, gar nicht erwähnt. Auch bei der Befugniß, ein Bundester⸗ 
ritorium in Kriegszuſtand zu verſetzen, iſt dies nicht geſchehen. Bei einem 
unmittelbar bevorſtehenden Kriege mag es noͤthig ſein, von der Befragung 
des Landesherrn Abſtand zu nehmen, aber nicht im Falle innerer Unruhen, 
wo die betreffende Landesregierung gewiß in erſter Linie die Befugniß haben 
ſollte, über die Nothwendigkeit einer ſolchen Maßregel ihr Urtheil abzugeben. 
M. H.! Ich wünſche lebhaft den Anſchluß Süddeutſchlands. — Welche Fol⸗ 
gen es gehabt hat, daß in Deutſchland die alte Zuſammengehoͤrigkeit von 
ord und Süd in Frage geſtellt, das hat das Auftauchen der Luxemburger 
Runde gezeigt. Möge es nie eintreten, daß der Süden Deutſchlands dem 
orden gänzlich entfremdet wird. (Bravo rechts. 


) 
Abg. Kryger (Hofbeſitzer in Nordſchleswig): Der Art. 53 beruft jeden 


Nordpdeutſchen zur Wehrpflicht; aber wer iſt 5 Erklärt man 
das Wort nach der Nationalitätslehre, jo find die Nordſchleswiger keine Nord: 
deutſche, da ſie durch geſchichtliche Ueberlieferung, Sitte, 
Abſtammung auf Dänemark hingewieſen find. | 
maßgebend und Jeder ein Norddeutſcher fein, der einem der norddeutſchen 
Bundesſtaaten angehört, fo iſt zu erwägen, daß die politiſche fenen Frage 
nordſchleswigſcher Diſtricte durch geſchloſſene Verträge zu einer offenen Frage 
emadt iſt und daß die politiſchen Grenzen, nach denen man zu urtheilen 
Atte, bisher keinen definitiven Charakter an ſich tragen. Das Gewicht mei: 
nes mit dem Abg. Ahlmann eingebrachten Antrages, die Bundeskriegsverfaſ⸗ 
ſung in Nordſchleswig bis zur definitiven Entſcheidung zu ſuspendiren, wird 
noch berſtärkt, wenn die Vertragsbeſtimmungen, die hier den Ausſchlag gie 
1 . werden. Art 18 des Wiener Friedens vom 30. October 1864 ver⸗ 
ügt, daß die Eingeborenen der Herzogthümer, welche nach dem Friedensſchluſſe 
im Heeres⸗ oder Flottendienſte des Königs bon Dänemark bleiben, deshalb 
weder an ihrer Perſon noch in ihrem Eigenthum angetaftet werden. Dieſer 
Artikel bezieht ſich auf ſolche, die es vorziehen, bei der daͤniſchen Fahne zu 
bleiben und 2 ihren Wohnſitz in den Herzogthümern zu behalten, nament⸗ 
lich auf die Urlauber und die älteren Jahrgänge der daͤniſchen Reſerviſten, 
die in kein anderes Militärverhältniß hineingezogen werden ſollten. Art. 19 
läßt den Unterthanen in Holſtein, Lauenburg und fem 6 Jahre Zeit 
zur Auswanderung in die bänishen Staaten mit Beibehaltung ihres Beſißes 
in den Herzogthümern. Vertragsmäßig beſitzen die Bewohner der drei Herzog⸗ 
thümer alſo bis November 1870 das Recht, ihre Unterthanenſchaſt zu wählen, 
mithin iſt bis dahin der Militärdienſt ein Act der Freiwilligkeit. i 
Ich überlaſſe es dem deutſch⸗nationalen Theile der Herzogthümer, ſich meine 
Argumentation anzueignen. Speciell für Nordſchleswig wird die Poſition 
ſchaͤrfer gezeichnet durch Art. 5 des Prager 
der für die deutſchen * und den 


Geſetz, Sprache und 


bodens iſt, auf dem fie ſtehen. Dieſer Art. 5 nämlich errichtet für das nörd⸗ 
liche Schleswig einen Ausnahmezustand und giebt ihnen die Freiheit der 
Selbſtbeſtimmung, die Wahl des Vaterlandes und folglich des Kriegsherrn. 
Der Wiener Frieden gab das Recht zur Auswanderung, der Prager läßt 
jedes Motiv dazu wegfallen, vielmehr macht er das Verbleiben in der Hei⸗ 
math zur Pflicht, damit jeder bei der Abſtimmung mitvotiren könne. Die 
Ungewißheit darf durch ein Interimiſticum nicht geſteigert werden. Es giebt 
leine ee keinen proviſoriſchen Fahneneld, keinen provi⸗ 
ſoriſchen Militärdienſt, fo wenig wie einen probiforiihen Krieg oder ein pro⸗ 
viſoriſches Vaterland. Sollte die Entſcheidung ſich verzögern, fo würde Art, 5 
des Prager Friedens für die Nordſchleswiger ſich aus einer nationalen Wohl⸗ 
that in eine Quelle der Rechtsloſigkeit verwandeln. Sie würden heimathlos, 
obne Rechts behoͤrde den Zufälligkeiten ausgeſetzt fein, und die Willkür, deren 
Schläge weder berechnet noch vermieden werden können, würde an die Stelle 
der Sicherheit des bürgerlichen Lebens treten, welche der Zweck der Staaten 
iſt. Als Grenzſcheide für die Suspendirung der Bundes Kriegsverſaſſung 
würde eine ſüdlich von Flensburg laufende Linie zu empfehlen ſein. 
Präſident der Bundes⸗Commiſſarien Graf v. Bismarck: Wenn ich das 
Wort ergreife, fo geſchieht das nicht, um die Beſtimmungen des Prager Frie⸗ 
dens anzufechten, oder mich über ihre 1 hier nochmals zu äußern, 
ſondern nur um zu perhindern, daß durch ſolche Kundgebungen, wie die Rede 
des Hrn. Vorredners war, in Nordſchleswig noch mehr Leute irre geleitet 
werden in ihren Anſichten über den gegenwärtigen Rechtszuſtand und ſich den 
geſetzlichen Anforderungen der Behörden, beſonders in Bezug auf ihre militä⸗ 
riſchen Pflichten, entziehen und ſich dadurch zu unſerem Bedauern Strafen 
zuziehen, die unnachſichtlich würden vollzogen werden. Der gegenwärtige Rechts⸗ 
land des Herzogthums Schleswig iſt der, daß daſſelbe nach feiner ganzen 
usdehnung, wie es ſich nach dem Wiener Frieden geſtaltet hat, ein zweite 
loſer Beſtandtheil der preußiſchen Monarchie iſt. Daraus folgt, daß ſich alle 
Einwohner den Geſetzen zu fügen haben, die hier gelten; wie viele von ihnen 
und welche etwa in Zukunft nach den Beſtimmungen des Prager Friedens 


ſolchen Truppen kann man ſchon ein Abenteuer beſtehen. (Heiter⸗ zu entſcheiden, dazu benutzen könnte, 


oll aber die politiſche Grenze 


ze. vom 23. Auguſt 1866, 
eichstag ein Theil des Rechts⸗ hö 


g. 
dieſem Abi N 
Thron geſetzt und durch blutige Kriege eingeweiht hat. 
8 hat aber Europa in ein großes Heerlager verwandelt. 
pru 


auf 


das eine ſo furchtbare Belaſtung, 
W des Bundes faſt überſteigen. 


Is beſchränken. 


deutſchen Bundes nicht ebenſo gut wie der preußiſche alljährlich bewilligt 
werden kann. 


wegen Uebertragung der vollen Militärhoheit der Einzelſtaaten auf das Bundes⸗ 


ſich allen Laſten zu ee fo würde 


och dies Syitem auch auf Holſtein und Lauenburg Anwendung finden. Da 


könnte dann auch Jener jagen: ich will bis 1870 warten und mich dann ent. F 


ſcheiden, ob ich Preuße oder Däne ſein will, bis dahin bleibe man mir mit 
den e der Steuer⸗ und Militär icht vom Halſe. Ich glaube, 
dadurch iſt die Unzulänglichkeit, die Unrichtigkeit der Behauptung des Herrn 


ch] Vorredners hinreichend documentirt. Wir beſtreiten bis 1870 keinem Schles⸗ 


wiger, der die däniſche Nationalität adoptiren oder nach Dänemark überſiedeln 
will, das Recht dazu, halten aber an dem Grundſatze feſt: wer es gethan 
und ſich darauf berufen hal, der hat optirt nach der Freiheit, die ihm der 
Wiener Frieden läßt. Iſt er Däne geworden, P bleibt er es auch, und wird 
als Däne angeſehen, wenn er wieder nach Hauſe kommen will. (Beifall.) 

Abg. Wulff (Landwirth im Lauenburg ſchen): Der Herr Abg. Kryger 
hat in ſeinem Proteſt, den er für die nordſchleswigſchen Bewohner einzulegen 
für gut befunden hat, auch das Herzogthum Lauenburg erwähnt und gewiſſer⸗ 
maßen für die Bewohner deſſelben einen Proteſt mit eingelegt. ch beſtreite 
ihm das Recht zu einem ſolchen Proteſt. (Bravo!) Durch den Wiener Ver 
trag find die Lauenburger ihrer Unterhanenpflicht gegen den König von Da⸗ 
nemark entbunden und erkennen jetzt als ihren rechtmäßigen König und Kriegs⸗ 
herrn Se. Majeftät den König von Preußen an. (Bravo!) Meines Wiſſens 
iſt es keinem Lauenburger bis jetzt eingefallen, von dem ihm nach dem Wiener 
Frieden zuſtehenden Rechte, innerhalb ſechs Jahren das Land zu verlaſſen und 
über das Meer nach Dänemark zu reiſen, Gebrauch zu machen, um dort ſein 
Vaterland zu ſuchen. (Bravo.) Ich glaube auch, daß dies Niemand jemals 
einfallen wird. Kein Lauenburger Militärpflichtiger fühlt ſich in ſeinem Ge⸗ 
wiſſen beengt, jetzt mit vollem Herzen und treuer Geſinnung in den preußi⸗ 
chen Armeeverband einzutreten. Ich lege demnach hierdurch Proteſt ein 5 en 
den Proteſt, den der Abg. Kryger aus Nordſchleswig eingelegt hat, in Sam 
er Bezug auf das Herzogthum 2 haben ſoll. Im Uebrigen darf ich 
no 7155 beziehen, was ſoeben der Herr Miniſter⸗Präſident geſagt hat. 

ravo 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs ſpricht ſo leiſe, daß er in der Unruhe, welche 
von jetzt ab für die ganze Dauer der Sitzung im Hauſe herrſcht und unter 
der auch die folgenden Redner zu leiden haben, auf der Journaliſtentribune 
im Zuſammenhange völlig unverſtändlich bleibt. Er ſcheint an die Vorſchläge 
des Entwurfs der verbündeten Regierungen den Maßſtab derjenigen Forde⸗ 
rungen zu legen, welchen die liberalen Fractionen des preußiſchen Abgeorb» 
netenhauſes bisher als unerläßlich feſtgehalten haben, und vornehmlich die 
budgetmäßige Behandlung des Militäretats zu empfehlen, Die Krone ſelbſt, 
ſo ſchließt er, hat nach den Kriegserfolgen des vorigen Jahres das Budget⸗ 
recht der Landesvertretung anerkannt. Folgen Sie dieſem erhabenen Bei⸗ 
ſpiele und nehmen Sie zu dieſem 8 unſere Anträge an, die nicht be⸗ 
zwecken, das Land wehrlos zu machen, ſondern blos die Militärgeſetzgebung 
an oh Militär⸗Etat in verfaſſungsmäßigem Wege zum Austrag zu bringen. 
Bravo! : 

Abg. Duncker (Berlin): M. H., einer der Herren Vorredner hat geäu« 
ßert, daß es den preußiſchen Abgeordneten, die über den preußiſchen Militär⸗ 
Ctat einen ſo langen Streit durchgefochten hätten, ſchwer ſein würde, die 
nöthige Unbefangenheit zu bewahren. Ich wenigſtens will mich bemühen, 
möglichſt unbefangen zu fein. Meine Freunde und ich find fo weit gegangen, 
der königlichen Staatsregierung die nachgeſuchte Indemnität zu ertheilen, aber 
freilich thaten wir dies nur unter der Vorausfegung, daß die Frage der Mi⸗ 
litär⸗Organiſation auf verfaſſungsmäßigem Wege im norddeutſchen Reichstage 
ausgetragen werden würde. Wir wollen uns nicht mehr um Formen, fon- 
dern um die Sache ſelbſt ſtreiten. Nun meine ich, wenn ein neuer Rechts⸗ 
boden geſchaffen werden ſoll, ſo kann es doch nicht durch den uns 1 * ten 
Verfaſſungsentwurf geſchehen. Das würde im Volke die Meinung verbreiten, 
als ob es auf eine Ueberrumpelung abgeſehen ſei. (Bravo links.) Wie, wir 
ſollen durch Annahme dieſer wenigen Artikel über alle wichtigen Fragen in 
der Militärgeſetzgebung ſofort eine Entſcheidung treffen? 

H., wenn ſonſt im Landtage das geringfügigſte Geſetz eingebracht wird, 
dann fügt die Regierung eine ſehr eingehende Motivirung hinzu. Wie kön⸗ 
nen wir hier, wo die Anträge in keiner Weiſe motivirt find, uns ſchläͤſſig 
machen? Deshalb haben wir unſere Anträge eingebracht, welche die Frage 
wegen der künftigen Militärgeſetzgebung, wegen des künftigen Militär-Etats 
der verfaſſungsmäßigen Regelung vorbehält. Wir wollen nicht den nord⸗ 
deutſchen Bund wehrlos machen, wir wollen vielmehr für ſeine Wehrkraft 
einen feſten Rahmen ſchaffen. Wenn die Organiſation der Armee durch Geſetz 
ein für alle Mal feſtgeſtellt iſt, dann kann in Zukunft über einzelne Fragen, 
über einzelne Erſparniſſe geſtritten, aber nicht mehr die ganze Organijation 
in Frage geſtellt werden. Dadurch, daß die Möglichkeit der Nichtbewilligun 
des Militäretats nicht ausgeſchloſſen iſt, wird in der ce das Gault 
ihrer Verantwortlichkeit wachgehalten und das iſt nicht überflüſſig, um ſie ge⸗ 
neigt ge erhalten, auch ihrerſeits darauf Bedacht zu nehmen, in allen Fragen 
eine 3 mit dem Reichstage zu ſuchen. 

Was die Ausführungen der Herren Vorredner anbelangt, die ich wohl 
als militäriiche Notabilitäten erſten Ranges bezeichnen darf, fo haben ſie mi 
in meinen Anſchauungen nicht irregeleitet, ſondern vielmehr beſtärkt. Aus 
den Worten des Abgeordneten für Memel (p. Moltke) babe ich nicht entneh⸗ 
men können, daß er ein Abgehen von der Sjährigen Dienſtzeit für unmöglich 
hält, ich glaube nur, daß er auf große Schwierigkeiten in dieſer Beziehung bins 
gewieſen hat. Nun meine ich aber, daß unſere Heerführer bei ihrem trefflichen 
Organiſationstalent es vielleicht möglich machen können, dieſe Schwierigkeiten 
zu überwinden, wenn wir ſie überzeugt haben werden, daß die Rückſichten auf 
andere Staatsintereſſen das erfordern. Auch kann ich ihm nicht beiftimmen, 
daß es in wirthſchaftlicher Beziehung ganz pleichgiltig iſt, ob 300,000 Mann 
drei Jahre dienen oder blos zwei Jahre bel den Waffen find, Niemand wird 
behaupten, daß es denen, die blos ein Jahr zu dienen haben, wirthſchaftlich 
gleich iſt, ob fie ein Jahr dienen müſſen oder zwei Jahre. 

Aehnlich liegt es mit allen anderen, und nicht der kleinſte Nachtheil möchte 
es ſein, daß jedenfalls eine Behinderung in ihrer Carriere eintreten muß. 
Ich glaube dies nicht naher erörtern zu brauchen. Man ſagt nun, dieſe 
300,000 Mann ſollen keine Drohung für den europäiſchen Frieden fein, Aber 
haben wir einen hohen Präſenzſtand, dann ahmen unſere Nachbarn uns nach 
oder ſuchen uns noch zu übertreffen und daher rührt der unleidl che Zuſtand 
in Europa, der die Militärlaſten und das Militärbudget immer mehr und 
mehr ſteigert. Es handelt ſich nicht um die Frage, ob der Staat wehrlos 
werden foll, ſondern darum, wie piel kann ein Staat dauernd für die Mi: 
litärzwecke aufwenden und in dieſer Beziehung möchte ich die Herren Conſer⸗ 
bativen, welche in letzter Zeit jo viel mit der focialen Frage ſich zu thun 
machen, darauf binweiſen, daß gerade ein großer Theil der focialen Frage, 
in 10 Ueberbürdung des Militärbudgets ſeinen Urſprung findet. (Hört! 

rtl - 


Wenn es mög ich wäre, die Militärlaſten zu erleichtern, wenn beträchtliche 
Summen von demſelben abgenommen und für Handel und Induſtrie und 
andere productive Zwecke verwendet werden könnten, dann würde ſich bald 


Pour 


ein erhöhter Wohlſtand der arbeitenden Klaſſen bemerkbar machen und dieſer 
Auſſchwung würde auf die Wehrbaftigleit ſelbſt zurückwirken, welcher das, 
was auf die beſſere Bildung des Volkes verwendet werden könnte. indirect zu 
Gute kommen müßte. Der Abgeordnete für Memel hat bemerkt, das Gefühl 
der Zuſammengehöxigkeit könne in den Soldaten 
vielmehr müſſe er ſich 


nicht hineinexercirxt werden, 
hineinleben. Nun, m. H., es ce fait, als ob man 
bei dem Verfaſſungsentwurfe daran gedacht babe, daß bie Zuſammengehörig 
keit dem norddeutſchen Bunde einerercirt werden ſolle, wir aber werden darau 
zu halten haben, daß wir uns hier einleben, nur fo werden wir unſerer 
Culturaufgabe gerecht werden. (Bravo links.) 
Eichholtz (Redacteur im e M. H., wir betreten mit 
chnitte das Gebiet der Nationalpolitik, die Napoleon III. auf den 
ie iſt jetzt legitim 
Wenn der 
si vis pacem, para bellum Recht hätte, dann müßten wir einer Frie⸗ 
densepoche entgegentreiben, aber dieſe Hoffnungen ſind angeſichts der Tendenz 
Eroberungen problematiſch genug. Indeſſen wird endlich doch ein langer 
Frieden in Ausſicht zu nehmen ſein und deshalb frage ich, ob der große 
üſtungsapparat, den wir ſchaffen ſollen, auf die Dauer berechtigt ift. Wenn 
der nordveutſche Bund jährlich ſiebenzig Millionen Thlr. aufbringen und ſich 
die Entziehung der Arbeitskraft von 300,000 Mann gefallen laſſen ſoll, fo iſt 
daß die Nachtheile deſſelben die ſonſtigen 


0 Normalbudget von 10 auf 6 Jahre zu 
Ich ſebe aber nicht ein, weshalb der Militär⸗Etat des nord⸗ 


8 iſt der Antrag eingebracht, das 


Nur dafür würde ich mich erklären können. Die Bedenken 


aufhören werden, preußiſche Unterthanen zu ſein, iſt eine Frage, die noch zu 
entſcheiden iſt. So lange ſie es aber ſind, bis auf die — Minute haben 
fie ſich den Geſetzen und Behörden Preußens zu fügen oder die Folgen zu 
tragen, welche die Widerſetzlichkeit nach ſich ziehen wird. 

enn aber der Herr Vorredner aus den Beſtimmungen des Prager 
Friedens eine Art von Zwitterzuſtand hat herleiten wollen, ſo daß ſich Jeder 


Präſidium ſind ſchon berührt, ich will alſo nur noch auf die Mängel der 
bisherigen Militärgerichtsbarkeit hinweiſen und dann —— en, ein Proviſo⸗ 


nicht viel vollziehen werden. J 
ch glaube, meine Herren, wenn es möglich wäre, daß Sie ſich einmal 


in die Lage eines commandirenden Generals denken könnten, ich würde ſofort 
die allgemeine Anſicht von Ihnen hören: dreijährige Dienſtzeit! Sie willen 
nicht, mit welcher Luſt man in den Krieg zieht, wie Einem der Muth, der 
Unternehmungsgeiſt wächſt, wie die Stimmung Pose wird, wenn man 

daß man eine Truppe unter ſich hat, die kriegstüchtig ausgebildet ift 
und auf die man ſich verlaſſen kann, (Beifall. 
Ja, meine Herren, man wird ſelbſt zu Abenteuern herangezogen, weil man 
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rium anzunehmen, damit ſpäter ein beſſeres Definitivum geſchaffen werden kann. 

ichtet. — Die Generaldebatte wird geſchloſſen. — Der Abg. Dr. Braun 

2 e (Wiesbaden) hatte ſich zu einer 1 Bemerkung gemeldet, iſt aber 

in den drei Herzogthümern für einen däniſchen Unterthanen erklären und jetzt im Saale nicht an 5 a 5 

d alle Vortheile der Unterthanenſchaft Preußens En genießen fortfahren | 1 Uhr 40 Minuten. Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr; TO; © Ru 
i 


Die Rednerliſte ift erſchöpft, da der Abg. Ahlmann auf das Wort ver⸗ 
den end. Es lſo der Schluß der Sitzung um 
en i 
und dabei die dänische Unterthanenſchaft oder die Möglichkeit, ſich für dieſelbe discuſſion der Bundeskriegsverfaſſung. 
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ilitär⸗Wochenblatt] v. Kamptz, Major von der 5. Art.⸗Brig. und Art. 
ier vom Platz in Glogau, mit Penſion nebſt Ausſicht auf Eivilverforgung 
und feiner bish. Uniform, Burbach, Major und Abtheilungs⸗Commandr. im 
Art.⸗Regt. Nr. 10, mit Penſion und der Unif. der 3. Art.⸗Brig., der 
chied bewilligt. Schmidt II., außeretatsm. Sec.⸗Lt. von der 5. Art. Brig. 
unter dem geſetzlichen Vorbehalt entlaſſen. v. Heuſch, Major a. Di., zuletzt 
im 2. Schleſ. Gren.⸗Regt. Nr. 11, der Charakter als Ob.⸗Lt. verliehen und 
mit ſeiner Penſion zur Dispoſition geſtellt. Dr. Kalluſchke, Aſſiſt.⸗Arzt 
vom 3. Bat. (Schweidnitz) 1. Niederſchleſ. Landw.⸗Regts. Nr. 10, mit Beni. 
und dem Vorbehalt der Rückverſetzung in das Beurlaubten⸗Verhältniß für 
den Fall der Wiederkehr ſeiner Dienſttauglichkeit, der Abſchied bewilligt. 
Richter, Kaſernen⸗Jyſpector in Koſel, zum 1. April d. J. in den nachge⸗ 
ſuchten Ruheſtand verſetzt. Kammel, Kaſernen⸗Inſpector in Glatz, nach 
Koſel verſetzt. Al brecht, Lt. der Seewehr, als Lt. zur See im See⸗Offizier⸗ 
Corps angeſtellt. Dr. Köſter, Stabs⸗ und Marine⸗Arzt 2, Klaſſe, der Abs 
ſchied mit Penſion bewilligt. 


Oeſterreich. 

, Wien, 2. April. [Die candiotiſche Frage. — Ver⸗ 
faſſungs⸗Eigenthümlichkeiten. — Heilig iſt das Concor⸗ 
dat.] So haben wir uns denn glücklich in Konſtantinopel eine „ener⸗ 
giſche“ Zurückweiſung geholt, indem wir dort in Gemeinſchaft mit 
Frankreich, Rußland und — Italien die Abtretung Candia's an Hellas 
befürwortet! Es war das fo überflüſſig wie nur moglich, da Lord 
Derby ſich poſitiv geweigert, mit von der Partie zu ſein und nicht nur 
deren Mißlingen vorausgeſagt, ſondern auch erklärt hatte, daß eine 
Nachgiebigkeit der Türkel nur ihre Auflöſung beſchleunigen, das Wohl 
der kretenſiſchen Bevölkerung aber ſchädigen würde, daß Preußen ſich 
an dieſer diplomatiſchen Action betheiligt, beweiſt gar nichts. Dem 
Grafen Bismarck iſt der Orient keine Lebens-, ſondern eine Opportu⸗ 
nitätsfrage, ein freies Feld, auf dem er — man denke nur an Carl 
von Rumänien — Rußland und Frankreich gute Dienfte leiſten kann, 


bei denen ſich vielleicht eine Compenſation für Napoleon ergeben mag; 


und das von den eigentlichen Intereſſen Preußens weit abliegt, jo daß 
das Berliner Cabinet ſich in jedem Augenblick degagiren kann. 
Ein ganz ander Ding iſt es, wenn die Wiener Regierung ſich 
an einer fo feierlichen Gollectiv- Operation in Konſtantinopel be⸗ 
theiligt und wenn ſie vollends mit einem kategoriſchen Anliegen vor den 
Divan tritt, das wohl den franzoͤſiſch⸗ruſſiſchen, nimmermehr aber den 
engliſch⸗öͤſterreichiſchen Traditionen entſpricht. Steckt Beuſt die Abfer⸗ 
tigung in der Candiafrage ſo ruhig ein, wie ſeiner Zeit Graf Rechberg 
die in der polniſchen Angelegenheit: nun, ſo hat er unſeren Einfluß bei 
der Raſah vollſtändig ruinirt. Wenn aber nicht, ſollen wir dann gar 
das Unerhörte erleben, daß Oeſterreich mit den Waffen in der Hand 
gegen feinen einzigen natürlichen Verbündeten im Oriente die Geſchäͤfte 
Gortſchakoff's, de Mouſtier's und Victor Emanuel's beſorgt? Vor ſechs 
Jahren kreuzte vor Antivari ein combinirtes türkiſch⸗engliſch⸗öſterreichiſches 


Geſchwader, das die italieniſche Actionspartei verhinderte, den ſüdſlavi⸗ 


ſchen Inſurgenten in Montenegro und der Herzegowina die Hand über 
die Adria zu reichen. Heute dringt Oeſterreich, in offener Oppoſition 
gegen Großbritannien, bei dem Sultan auf Abtretung einer Inſel, deren 
Rebellion notoriſch ſchon ſeit Monaten nur noch von helleniſchen und 
garibaldiniſchen Zuzüglern unterhalten wird! Sie ſehen, unſere auswärtige 
Politik hat einen nicht minder genialen und durchgreifenden Decora⸗ 
tionswechſel durchgemacht als die innere, bezüglich deren die amtliche 
„Wiener Zeitung“ Herrn v. Deak in den Himmel erhebt, weil er er⸗ 
klärt, daß jetzt das Werk des großen Koſſuth vollendet ſei und Ungarn 
ſelbſtſtändiger daſtehe, als zu der Zeit, wo Görgey die Oeſterreicher 
Über die Leitha zurückgeworfen. „Genial“ iſt das Alles unzweifelhaft 
im hoͤchſten Grade — nur ſtehen Einem die Haare zu Berge dabei! — 
Unfere ſogenannte „Verfaſſung“ entwickelt immer neue Eigenthümlichkei⸗ 
ten: die Sucht der Oeſterreicher, in allen Dingen etwas „Apartes“ zu 
haben, um den ſogenannten „Beſonderheiten“ der Monarchie gerecht zu 
werden, hat zu Abftrufitäten geführt, die wahrhaft unglaublich find und 
die, eine nach der anderen, wie Ziethen aus dem Buſche vorkommen. 
Unfere Verfaſſung ift wie eine engliſche Wohnung, man glaubt fie ſchon 
ganz genau zu kennen und alle für einen Nichtengländer überflüſſigen 
Ventilationslöcher verſtopft zu haben — da bläft Einem ein heimtückiſcher 
Jugwind plötzlich die Kerze vor der Naſe aus. So muß man auch der Februar⸗ 
Verfaffung den Ruhm laſſen, daß fie ſelbſt für dea ältesten Bekannten 
mmer neue Ungeheuerlichkeiten entwickelt, die ihm den Athem verſetzen. 

wir nämlich ein ganz „eigenartiges“ Reich ſind, ſo dürften wir 
auch natürlich die Wahlprüfungen nicht in derſelben Weiſe abmachen, 
wie alle andern Menſchen. Wir überwieſen dieſelben alſo den Landes⸗ 
ausſchüſſen, d. h. den aus wenigen Köpfen beſtehenden Collegien, welche 
die Landtage als Provinzial⸗Executive ernennen. Die köſtliche Folge iſt 
lezt, daß wir in Böhmen zwar verfaſſungstreue Wahlen haben, daß 
aber der noch von dem aufgelöften ſöderaliſtiſchen Landtage eingeſetzte 
Landetausſchuß die Mandate en masse kaſſirt. Freilich fieht die end⸗ 
giltige Verification dem Landtage felber zu, aber theils durch Verzoͤge⸗ 
rung der Vorarbeiten, theils durch Stellung der ungeeignetſten Anträge 
bat der czechiſche Landesausſchuß es in feiner Gewalt, die Conſtituirung 
des neuen Landtages unabſehbar hinauszuschieben — und früher kann 
kein neuer Land sausſchuß eingeſetzt werden! — Das Concordat iſt fo 
vollſtändig ungefährdet, daß die Geiſtlichkeit jetzt ſogar eine Büchercenſur 
auf Grund derfelben beanſprucht und das Brünner Conſiſtorium, ohne 
lede ſtaatliche Intervention, Dieſterwegs Schriften verbietet. 


Wien, 2. April. [Kein öſter reichiſch⸗preußiſches Bünd⸗ 
niß.] Die „Wien. Abendp.“ ſchreibt officibs: Angeſichts der beharr⸗ 
chen Verſuche der „Politik“, die öffentliche Meinung durch Ausftreuun: 
gen über einen angeblichen öſterreichiſch⸗preußiſchen Bündnißvertrag irre 
zu führen, können wir nicht bündig genug verſichern, daß Verhandlun⸗ 
gen in dieſer Richtung weder ſtattfinden noch ſtatigefunden haben. 
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t ubladet“ beſpricht mit Genugthuung den Beſchlu 
ammer hinſichtlich der Ablehnung der regierungsſeitig 
Wader der Jabres⸗Apanage für die Prinzeſſin Eugenie um 
3 „Die überwiegend aus titterfeaftlichen und prieſterlichen Elementen 
wat mengeſetzte erſte — hat dadurch bekundet, daß ſie das Weſen d 
n Conſtitutionalismus zu würdigen weiß. Außerdem rügt das ge 
Blatt das „undiplomatiſche Benehmen des Grafen d. Manderſtröm in 
der inneren preußiſchen Politik“, inſofern der ſchwediſch norwe⸗ 
ifter der auswärtigen Angelegenheiten in der Motivirung betreffs 
tung des dieſſeitigen chaftspoſtens in Wien nicht allein 
te Mebergeugung äußerte, daß Oeſterreich unverändert ebenſo 
als jemals zuvor, ſondern ausdrücklich binzufügte, daß die augen: 
es in der Durchführung begriffenen inneren Refor men 
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en Anordnungen in irgend einem anderen deutſchen 


Er: | Küftrin bis Eydtkuhnen mit einem zweiten 


es auf der Strecke von Soeſt bis A 


971 


Osmaniſches Reich. 

Belgrad, 26. März. [Die Proclamation an das „geliebte 
ſerbiſche Volk“], welche der Fürſt von Serbien erlaſſen, bevor er 
nach Konſtantinopel reiſte, lautet: 

In der . gehalten am 15.127. Auguſt 1864, in der National⸗ 
verſammlung von 1864, habe ich der ſchwierigen Lage Erwähnung gethan, 
die uns 1 Serbiens mit ihren türkiſchen Garniſonen ſchaffen; da⸗ 
mals habe i auch die Hoffnung ausgeſprochen, daß die Zeit kommen wird, 
wo auch dieſe Laſt von unſerem Lande genommen werden wird. Seit dieſer 
Zeit ging mein Streben ununterbrochen dahin, daß wir uns aus der ſchwie⸗ 
tigen Situation befreien. Zuletzt wandte ich mich in dieſer Angelegenheit am 
17,31, Oct. 1866 an die Pforte, die Urſache und Motive auseinanderſetzend, 
die näheren Wünſche nach Räumung oder Schleifung der Feſtung begründend. 
Mit unwiderleglichen Beweiſen, die ich dort anführte, brachte ich die Pforte 
zur Würdigung jener Vortheile, die ihr aus der Erfüllung unſerer Forderun⸗ 
gen fließen, am 3/15. d. M. kam mir hierauf erſt die Antwort zu: Se. Maj. 
der Sultan habe geruht anzuordnen, daß das Commando über die Feſtungen 
Serbiens mir anvertraut und die türkiſchen Garniſonen durch ſerbiſche erſetzt 
werden, unter der Bedingung, daß auf den Feſtungsmauern auch künftighin 
die türkiſche Fahne (neben der ſerbiſchen) wehe. Ich erachte es als eine Pflicht, 
für dieſe große Errungenschaft unſeres Landes Sr. Maj. dem Sultan meinen 
und meines Volkes Dank auszusprechen. Ich entſchloß mich daher, dieſer⸗ 
halben auf kurze Zeit nach Koyſtantinopel zu keiſen, was ich hiermit meinem 
geliebten Volke zur Kenntniß bringe. Zu gleicher Zeit ordne ich an, daß in 
meiner Abweſenbeit mein Miniſterrath nach Bedarf die fürſtliche Gewalt aus: 
üben kann, gemäß der von mir ihm gegebenen Inſtruction. Mein geliebtes 
Volk auch bei dieſer Gelegenheit Gottes Gnade und Schutz anempfehlend, 
tufe ich: Mit Gott, auf baldiges Miederſehen. a 

Michailo Miloſchewitſch Obrenowitſch III. 

Newyork, 16. März. [Die fünf Militärbezirk 
Süden eingetheilt worden iſt, und die hierfür ernannten 
folgende: 1. Diſtrict Virginia, General Scho 
2. Diſtrict Nord⸗ und Süd⸗Caroling, General Sickles, Hauptquartier Colum⸗ 
bia in Süd⸗Carolina. 3. Diſtrict Florida, Georgia und Alabama, General 
Thomas, Hauptquartier Montgomery⸗Alabama. 4. Diſtrict Miſſiſſippi und 
Arkanſas, General Ord, Hauptquartier Vicksburg⸗Miſſiſſippi. 5. Diſtrict 
Louifiana und Texas, General Sheridan, Haupiquartier. New⸗Orleans. 

[Conflicte in Louiſiang.] Während in Virginien eine nachgiebige 
Stimmung obwaltet und die Majorität der Legislatur eber für als gegen die 
neue Reconſtructionsacte iſt, hat letztere in Louiſtana bereits zu Eonflicten 
geführt, deren Folgen fid in der Abſetzung mehrerer Beamten durch General 
Sberidan äußerten. Der Gouperneur des Staates hatte ſich ſofort der Acte 
gefügt, ſich als eine nur proviſoriſche und militäriſche Behörde erklärt und 
die Staatsbeamten angewieſen, Niemandem zu gehorchen, als dem General 
Sheridan, ihm ſelbſt und einzelnen Beamten, die auch ihre Zuſtimmung mit 
den neuen Verhältniſſen ausgeſprochen hatten. Bei den Gemeindewahlen, zu 
denen er nach dem Reconſtructionsgeſetze auch die Neger zulaſſen wollte, wider: 
ſetzte ſich dieſem Vorhaben der Mayor Monroe und berweigerte den Farbigen 
das Stimmrecht. Die Sache ging in Folge deſſen an General Sheridan und 
von ihm kam der Beſcheid zurück, einſtweilen die Wahl aufzuſchieben. Er 
werde inzwiſchen Inſtructionen von Waſhington einholen. 

Newyork. [Der Ankauf von Ruſſiſch⸗Amerika.] Wie der 
Telegraph ſchon gemeldet hat, war bier das Gerücht verbreitet, die 
ruſſiſche Regierung hätte ihre Beſizungen im äußersten Nordweſten 
Amerikas an die Vereinigten Staaten verkauft. Die „K. Ztg.“ be⸗ 
merkt über dieſe Angelegenheit u. A. Folgendes: 

Die Abtretung von ganz Ruſſiſch⸗Amerika an die Vereinigten Staaten 
iſt, wenn ſie ſich beſtätigt, ein Weltereigniß. Nicht als od der — eines 
großen Landcomplexes an ſich den Nordamerikanern einen Zuwachs an Macht 
verſpräche: an Gebiet fehlt es der Union nicht, und das amerikaniſche Ruß⸗ 
land iſt kein Paradies. Aber vielleicht iſt es ein Eldorado, ein wirkliches, 
jedenfalls aber ein indirectes durch Pel reichtum und durch ſeine Lage am 
Nordweſtgeſtade des Continents, das vom Telegraphen berührt wird und 
dadurch erhöhte Bedeutung erhält. Das Gebiet iſt 17,500 Q⸗Ml. groß und 
durch die Nordweſt⸗Ausläufer des Felſengebirges gebildet, voll von hohen 
Schneebergen und Vulcanen, in den Thälern und an den Buchten des Kü⸗ 
ſtengebirges dicht bewaldet; die Weſtküſte iſt von Fiorden ſtark zerſchnitten, 
bor denen der Archipel des Bringen von Wales und Georgs III. liegt. Es 
war im Jahre 1728 der Koſak Dſchenew, der die Behringsſtraße entdeckte, 
die dann 80 Jahre fpäter zuerſt von Behring genauer explorirt ward. Die 
Vulcane ſind zum Theil Er hoch, die Gewäſſer zahlreich, doch zum Theil 
noch ſehr unbekannt. Das Klima iſt ſehr mannigfaltig (je nach wagerechter 
und ſenkrechter Ausdehnung des Landes, das zwiſchen den Iſothermen von 
7 und — 5 liegt) und milder als das der ameritanifhen Oſtküſte und der 
oſtaſiatiſchen Geſtade unter gleichen Breiten. Die Nordweſtküſte hat bis Al⸗ 
jaſchka Küſtenklima, mit milden Wintern, kühlen Sommern, reichlichem Regen, 
das der Baumvegetation günſtig iſt, doch keinen Fruchtbau mehr geſtattet. 
Unter den etwa 70,000 Einwohnern befinden ſich kaum 700 Ruſſen, es kommt 
alſo kaum ein Ruſſe auf 100 Seelen. Unter den Einwohnern find ferner 
1500 Halbblütige, aus Vermiſchung von Ruſſen und Indianern. Von den 
Indianern ſind nur etwa 15,000 unterworfen, der Reſt ſchwärmt umher. Auf 
der Ofthälfte von Aljaſchta haufen Eskimos, auf den weſtlichen Inſeln 2500 
Aleuten. Der Sit der ruſſiſchen Regierung, Neu⸗Archangelsk, der vor 
25 Jahren nicht 850 Einwohner hatte, zählt jetzt 2200 Seelen. Der Reich⸗ 
um des Landes an Holz und Pelz kam den Ruſſen ſeit Gründung der 
iederlafjungen am Amur zwar zu Statten, dagegen war es für fie eher 
eine Bürde als ein Machtzuwachs. Für die Amerikaner ſtellt ſich die Sache 
ben anders; ſie nehmen durch dieſe Erwerbung den goldreichen Weſten der 
ritiſchen Beſitzungen in die Mitte, auf welche ſie längſt ein neidiſches Auge 
00 und die ſie raſch bevölkern geholfen haben. Die nordweſtlichen Ge⸗ 
tadeländer von Amerika lagen bis vor wenigen Jahren ganz ſeitab vom 
Weltverkehre. Dies hat ſich aber ſehr geändert, und das Jahr 1867 wird 
bier epochemachend wirken. Mitte Januar traf zur Eröffnung der regelmä⸗ 
ßigen Dampfverbindung zwischen Nordoſt⸗Aſien und Nordweſt⸗Amerika der 
Colorado“ in Shanghai ein, und ſchon war dort auch die demnächſt bevor: 
ſehende Abfahrt des Dampfers „Great Republic“, von 4000 Tons, von 
San Francisco nach Shanghai und den übrigen Seeplätzen Chinas ange⸗ 
ündigt. Die Legung des Telegraphen zwischen Aſien und Amerika aber iſt, 
laut einem Berichte der Telegraphen⸗Compagnie, bereits bis New⸗Weſtminſter 
in Britiſch⸗Columbia vorgerückt. . I 
ichtiger jedoch, als der Erwerb von Land, ift die Beſiegelung des Ein» 
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Hemifphäre vurch dieſen Vertrag. Die 
mit beſonderem Mißmuthe wachen ſehen, und die „France“ überraſcht heute 
die Welt nicht blos mit jener Ceſſtons depeſche, ſondern fie fügt ſoſort binzu: 
„Diefe Abtretung ift nur erklärlich, wenn man annimmt, daß ihr Compenſa⸗ 
lionen zu Grunde liegen“. Aber welche Compenſationen hat die Union zu 
bieten? „Sie befipt keine Gebiete in der alten Welt: fie befigt aber Mittel, 
um ein Schutz und Trutzbündniß und ähnliche Dinge werthvoll zu machen. 
Ein Dündniß Rußlands mit einer Seemacht von der Bedeutung der nord» 
amerikaniſchen Union kann für die Stellung Rußlands in Aſien von unſchäz⸗ 
barem Werthe werden. 


— ———— — 2 
Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege. 


[Geſetz.] betreffend die Vermehrung des Betriebsmaterials, die Herſtel⸗ 


3 |Tung doppelter Bahngeleiſe und nothwendiger Ergänzungs⸗Anlagen der Staats⸗ 


bahnen, die Verlegung der Verbindungsbahnen zu Berlin und zu Bresla 
und die Herſtellung einer Gifenbahn von Dittersbach nach Altwa — ai Ben 
Saarbrüden nach Saargemünd. — Vom 9. März 1867. — ke Wilhelm 
von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen mit Zustimmung bei⸗ 
der 54. er Miner ft = 5 was folgt: 
y imiſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift er⸗ 
mächtigt, für Rechnung des Staates: WA ai de Far bon 
eleiſe verſehen, die Bahnhöfe der 
Oſtbahn angemeſſen erweitern und für die Oſtbahn bei Berlin eine epara⸗ 
tux-Werkſtätte herſtellen, 2) das zimt Geleiſe der Weſtfäliſchen Eiſenbahn 
e tenbeken ausbauen, 3) auf der Strecke der 
Saarbrücker Eiſenbahn vom Bahnhoſe Neunkirchen bis zur Grube Reden ein 
drittes Geleiſe herſtellen, 4) eine Eſſendahn don Saarbrücken nach Saar⸗ 
Pane erbauen, 5) die ſchleſiſche Gebirgsdahn don Dittersbach aus mit dem 
ahnhofe Altwaſſer der Breslau⸗Schweidniz⸗Freiburger Eiſenbahn in Verbin⸗ 
dung ſetzen, 6) die Bahnhöfe der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn bei 
Berlin, Breslau, Görlitz und Kohlfurth, den geſteigerten Verkehrsverhältniſſen 
entſprechend, umbauen und erweilern, 7) die Berliner Bahnhofs⸗Verbindungs⸗ 
bahn nach einem weiteren Umkreiſe der Stadt verlegen, 8) die Bahnhofsver⸗ 
bindungsbahn zu Breslau umbauen, ſowie endlich 9) das B Smaterial 
der Staatsbahnen angemeſſen vermehren und die Reparatur⸗Werkſtätte der 
Saarbrücker Eiſenbahn zu St. Johann erweitern zu laſſen. 


in welche der * 


f 2. Der zu dieſen Anlagen und Beſchaffungen erforderliche Geldbedarf 
ift, jo weit derſelbe nicht aus anderweitig disponiblen Staatsfonds gedeckt 
werden kann, bis zur Höhe der veranſchlagten Summe von 24 Millionen Tha⸗ 
lern durch eine verzinsliche Anleihe zu beſchaffen, welche vom Jahre 1867 
an, nach Maßgabe der für die einzelnen Baujahre erforderlichen Geldmittel, 
allmälig zu realiſtren iſt. 

Verwendungen zu den im § 1 aufgeführten Anlagen und Beſchaffungen, 
welche aus anderweitig disponiblen Staatsfonds erfolgen ſollen, ſind vorher 
im Staatsbaushalts⸗Etat zum Anſatz zu bringen und unterliegen bier der 
budgetmäßigen Beihlußnahme, Der Betrag derſelben wird gleichzeitig von 
der Anleihe⸗Summe in Abzug gebracht. 0 - 

$ 3. Von dem, auf die Eröffnung des Betriebes der neuen Berliner 
Bahnhofs⸗Verbindungsbahn in ihrer ganzen Ausdehnung, folgenden Jahre ab 
iſt die Anleihe jährlich mit mindeſtens einem Procente zu tilgen. 

Die zur Verzinſung und Tilgung der Anleihe erforderlichen Be⸗ 
träge ſind aus den etatsmäßigen Mitteln der Staats Eiſenbahn⸗Verwaltung 
zu entnehmen. 5 ? 0 

§ 5. Die Verwaltung der aufzunehmenden Anleihe wird der Hauptver⸗ 
waltung der Staatsſchulden übertragen. . 

Wegen Verwendung der durch allmälige Abtragung des Schuldcapitals 
erſparten Zinſen, wegen Verjährung der Zinſen, wegen Abführung der zur 
Verzinſung und Tilgung erforderlichen Beträge an die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden, ſowie wegen des Verfahrens behufs der Tilgung finden die 
Beſtimmungen der 88 3, 4 und 5 des Geſetzes vom 23. März 1852, betref⸗ 
fend die Ueberweiſung der in Gemäßheit des Geſetzes vom 7. Dezember 1849 
aufzunehmenden Anleihe an die Hauptverwaltung der Staatsſchulden, ſowie 
die Tilgung dieſer Anleihe (Geſetzſammlung für 1852, Seite 75) Anwendung. 

Dem Staate bleibt das Recht vorbehalten, ſowohl den nach vorſtehenden 
Beſtimmungen zu berechnenden Tilgungsfond zu verſtärken, als auch die 
ſämmtlichen Schuldverſchreibungen zur Rückzahlung nach ſechs monatlicher 
Set, zu kündigen, wogegen der Tilgungsfonds niemals verringert wer⸗ 


arf. 
§.6. Jede Verfügung der Staats⸗Regierung über die im § 1 sub Nr. 1—8 
bezeichneten Eiſenbahnen reſp. Eiſenbahntheile durch Veräußerung bedarf zu 
ihrer Rechtsgiltigteit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 

N Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Finanzminiſter und dem 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten übertragen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem a — Inſiegel. e 

Gegeben Berlin, den 9. März 1867. (L. S.) Wilhelm. 

Graf v. Bismarck. Freiherr v. d. Heydt. v. Roon. Graf v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Graf zur Lippe. v. Selchow. Graf zu Eulenburg. 


Nachrichten aus dem Großherzogthum Poſen. 

Poſen, 1. April. [Erklärung des Fürſten Czartoryskti.] 
Der geſtrige „Dziennik poznanski“ veröffentlicht nachſtehende Erklärung 
des Reichstags⸗Abgeordneten für den Kreis Kröben, Fürſt Roman Czar⸗ 
toryski: 

„An die Wähler des Kreiſes Kröben. Den geehrten Wählern ſage ich 
meinen Dank für das Vertrauen, von welchem Sie mir einen unſchätzbaren 
Beweis gegeben haben, indem Sie mich zu Ihrem Abgeordneten zum Reichs⸗ 
tage des norddeuiſchen Bundes berufen haben. Ich war durch nicht von mir 
abhängige Gründe verhindert worden, Theil zu nehmen an den Berathungen 
des erſten Abſatzes des Conſtitutions⸗Entwurfs zum norddeutſchen Bunde 
und an der Proteſtation der polniſchen Abgeordneten gegen die Einverleibung 
des Großberzogthums Poſen und Weſtpreußens zum norddeutſchen Bunde. 
Um ſo viel mehr erachte ich es für meine Pflicht in Anbetracht meiner ge⸗ 
ehrten Wähler, welche das Recht haben, zu verlangen, daß ihre Ueberzeugung 
in einer fo wichtigen Angelegenheit nicht ohne Ausdruck bleibe, Folgendes zu 
erklären: Es iſt nicht unſere Sache, zu ergründen, aus welchen politiſchen 
Rückſichten die Regierung Sr. Maj. des Königs die Einverleibung des Groß⸗ 
herzogthums Poſen und Weſtpreußens in den norddeutſchen Bund beſchloſſen 
bat. Dieſe Rückſichten jedoch können he Pflichten ändern, welche uns 
unſere politiſche Vergangenheit auferlegt Wir dürfen auch nicht anneh⸗ 
men, daß die königl. Regierung für immer die uns durch die europäiſchen 
Tractate zugeſtandenen Rechte und nicht minder die feierlichen Zuſagen der 
Vorgänger Sr. königl. Majeſtät in Vergeſſenheit gerathen laſſen wird. Als 
Bürger des Großherzogthums Poſen ſind wir unter der uns feierlich zuge: 
ſicherten polniſchen Nationalität Untertbanen Sr. Mafeſtät des Königs bon 
Preußen. Als Polen konnen wir uns zu der deutſchen Nationalität nicht 
bekennen; wir können deshalb keine Verpflichtungen in Bezug auf den nord⸗ 
deutſchen Bund auf uns nehmen. Paris, 21. e 

gez. Roman Czartoryski.“ 


Poſen, 2. April. (gar die Redaction des Dziennik Poznanski] 
zeichnet nicht mehr Herr Theodor v. Zychlinski, ſondern Herr v. Zorawski 
als verantwortlicher Redacteur. Außerdem trägt fortan die 

men der Herren d. Waligorski und Dr. v. 8 

— Die geitsige Nummer des „Dziennik Pozn.“ 

ſchlag belegt worden. 


[Belobigung.] Am 15. Februar d. J. haben der Schiffseigenthümer 
Berthold Beier und der Steuermann Guſtav Bäſche, beide von hier, den 
Lademeiſter der königlichen Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn Leonhard 
Stegmeier durch ihr umſichtiges und unerſchrockenes Benehmen vom Tode des 
Ertrinkens aus dem Oderſtrome hierſelbſt gerettet. 


Breslau, 4. April. Wind: Weſt. Wetter: Regnicht. Thermometer: 
Früh 2 Grad Wärme. Bei ruhigem Geſchäftsverkehr waren Preiſe am heu⸗ 
tigen Markte ohne Aenderung. 0 

Weizen vernachläſſigt, pr. 84 Pfund ſchleſiſcher weißer 82—96 Sor. 
gelber 82—94 Sgr., ſeinſte Sorte 2 — 3 Sgr. über Notiz bezahlt, galizi⸗ 
ſcher und polniſcher weißer 81 — 95 Sgr., gelber 80 — 92 Sgr., feinſie 
Sorte über, Notiz bezahlt, — Roggen preishaltend, pr. 84 Pfd. 67 bis 
70 Sgr., feinſſe Sorten bis 71 Sgr. bezahlt. — Gerſte wenig gefragt, 
pr. 74 Pfund helle 58-60 Sgr., gelbe 48 — 54 Sgr., feinfte Sorten über 
Notiz bezahlt. — Hafer gefragt, pe. 50 Pfd. 34 bis 37 Sgr. feinfte Sor⸗ 
ten über Notiz bezahlt. — Erbſen gefragter. — Wicken offerirt. — Oel⸗ 
faaten billiger erlaſſen. — Lupinen ſchwach beachtet, pr. 50 Pfd. gelbe 


0 eitung die Na⸗ 

widerski als Eigenthümer. 

iſt von der Poli mit Bes 
(Dit. 3.) 


40—45 Sgr., blaue u — Schleſiſche Bohnen wenig beachtet. 
— Schlag lein flau. — Rapskuchen beachtet, 5053 Sgr. pr. Einr. 

Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schz⸗ 

Weißer Weizen 84—91—96 Bohnen 70-8090 
Gelber Weizen 82—88—93 Sgr. pr. Sack d 150 Pfd. Brutto. 

Schlag⸗Leinſaat . . 170 190-200 

Winter⸗ Raps. 182—194—200 

Winter⸗Rübſen 166 —176—180 

Sommer⸗Rübſen. . 144150160 

. 140—144—152 


Thymothee ohne Aenderung, 11—12% Thlr. yr. Err. RR 
Kartoffeln pr. Sad a 150 Id. Netto 24—36 Sgr. Metze 11 2 Sgr. 


Provinzial - Beitung. 

di Breslau, 3. April. [Oeſtlicher Bezirksverein.] Die geftern im 
Caſino ſtattgefundene Verſammlung war ſchwach beſucht. Der Vorſitzende 
Herr Krebs berichtete zunächſt, daß der in voriger Sitzung beſchloſſene Ver⸗ 
kagungs⸗Antrag des Vereins an die Staptverordneten⸗Verſammlung, in der 
Einquartierungsfrage geftellt, aber nicht berückſichtigt, ſondern durch den Be 
ſchluß der Verſammlung am 28. v. Mts. erledigt worden ſei; von Stellung 
des Vertagungsantrages an die Stadtverordneten in der Schulgeld⸗Erhöhungs⸗ 
frage habe der Vorstand ſelbſt Abſtand genommen, um das „Anſehen des 
Vereins nicht durch wiederholte Stellung erfolgloſer Vertagungs⸗Anträge zu 
gefährden“! Die Frage wegen Errichtung der Gewerbeſchule ſei von der dazu 
beitimmten Commiſſion in Berathung gezogen, aber noch nicht geſchloſſen; die 
Vorlage werde in einer fpäteren Verſammlung erfolgen. Hierauf wurde zur 
Berathung der ſogenannten Canalfrage übergegangen und die Petitien der 
Hauebeſitzer an den Herrn Ober⸗Präſtdenten um Aufhebung oder Siſtirung 
der Polizei⸗Verordnung hinſichtlich der Anlegung der Hauscanäle und Schlamm: 
fänge vorgeleſen. Zugleich machte Herr Sattlermeiſter Pracht Mittheilung 
von Ueberreichung der Petition an den Herrn Ober⸗Präſidenten, Polizei⸗Prä⸗ 
ſidenten und Ober⸗Bürgermeiſter Hobrecht, 1 tea durch Hrn. Büch⸗ 
ler vervollſtändigt, ohngefähr dahin ging, daß die erſteren Beiden die Depu⸗ 
tation ſehr freundlich eee Herr Ober⸗Bürgermeiſter ſich indeß er⸗ 
müdet befunden und die Deputation jpäter nochmals empfangen zu wol 
erklärt habe. Herr Prof. Haaſe findet die Angelegenheit durch Ueberr⸗ 
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der Majorität. — Krau 


ganz loſe geworden ſein. Daß aber die Angeklagte gewaltſame Operationen] Rog 
kaum wiſſen und die Beſchuldigung der ſchweren Hehlerei, 


pieh wurde hoch bezahlt und mußten viele 


* 
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Unternehmens wurde einſtimmig 


der Petition für erledigt, Dr. Jany aber erklärte, daß die Miether daſſelbe 
ntereſſe an geſunder Luft und Reinlichkeit haben und die Uebelſtände ſie 
gleichmäßig berühren, als die Herren Hausbeſizer. Er beantragte Anſchluß 
an die Petition. Ein Mitglied fügte hinzu, daß in anderen Städten, 3. B. 
in Wien, die Zwecke durch Legung gußeiſerner Röhren und Granitrinnen 
beſſer erreicht werden. Auch Herr Büchler hielt die von der e 
Verordnung anbefohlenen Maßregeln für unzureichend und ſchwer ausführbar, 
Schlammfänge insbeſondere würden den Geſtank in den Höfen und Häuſern 
nur vermehren, und glauben die Hausbeſitzer den von ihnen ſehr wohl aner⸗ 
kannten und erſtrebten Zweck der Verordnung durch die von ihnen empfohlenen 
Mittel beſſer zu erreichen. Nach längeren Debatten, in denen ſich die Herren 
32 und Herda und Hr. 3 für den Anſchluß an die Petition, Hr. 
Prof. gef e wiederholt dagegen erklärte, da es der Verſammlung an ſachverſtän⸗ 
diger Beurtheilung fehle, der Vorſitzende eine vermittelnde Erklärung, die ſich alles 
Urtheils enthält und nur die Kenntnißnahme von der Petition ausſpricht, 
vorſchlug, wurde der Antrag des Herrn Dr. Herda mit einem Amendement 
Herrn Büchler's angenommen: „ſich mit der Petition einverſtanden zu er⸗ 
Ba: damit 98 on e l Mei zu 8 15 
erhalten“. — Hierauf age wegen nt i er neuen Turnhalle 
urge fe g. Herr Profeſſor Haaſe gab zun der Einleitung einen 
n Ueberblick über die Entwicke! 15 Turnweſens in Preußen und 
ſpeciell in Breslau, in welcher Stadt es ſich leider niemals einer beſonderen 
Beyorzugung erfreut habe. Turnweſen und allgemeine Wehrpflicht ſeien über⸗ 
8 ein Dorn im Auge jener Partei geweſen, welche die Sonderung der 


Stände als eine der dorzüglichſten Errungenſchaften des Heeres auf ben 
Schlachtfeldern von Leipzig und Waterloo geprieſen und die in Breslau be⸗ 
ſonders durch einen Herrn v. Lüttwitz vertreten wurde, der erklärt habe: „im 
Falle der Einführung allgemeiner Wehrpflicht mit ſeinem ganzen Geſchlecht 
aus Preußen auswandern zu wollen“ (doch hat er es nicht ſo böſe gemeint, 
die Lüttwitze find trotz der allgemeinen Wehrpflicht noch da). Verdächtigungen 
und Verfolgungen der Turnfreunde und 1 des geſammten Turn⸗ 
weſens folgten, exit 1843 ſei es als Bildungsmittel wieder anerkannt und ges 
ördert worden. Hierauf ging Prof, Haaſe zur jetzigen Sachlage über, wies 
die Unbequemlichkeiten und Nachtheile der Finkerney'ſchen Turnhalle und das 
Bedürfniß auf Grund der (auch von uns besprochenen) Denkſchrift des Central⸗ 
Comite's nach und befürwortete deſſen Anträge auf Gratisüberlaſſung des 
Platzes an der Ziegelbaſtion, Erbauung einer allgemeinen oder kleineren 
Schülerturnhalle, ſowie finanzielle Unterſtützung dieſes vom Volksintereſſe ge⸗ 
forderten Unternehmens durch die Communalbebörden und jeden Einzelnen. 
Kaufmann Laß witz erklärt ſich einverſtanden bis auf den Platz, den er einem 
einſtigen „Vereinshauſe“ (wenn ??) aufbehalten wiſſen wollte, und empfahl für 
die Turnhalle den 35 an der Holzſpalte⸗Anſtalt vor dem Ziegelthore, womit 
Herr Profeſſor Haaſe ſich ſchließlich auch begnügen wollte. Der Antrag auf 
Unterſtützung der Petition des Central⸗Comite's wegen des Baues einer zwei⸗ 
ten Turnhalle im nordöſtlichen Stadttheile und finanzieller Unterſtützung des 
angenommen. — Redacteur Oels ner als 
Gaſt regte die Supra Angelegenheit an, fand aber keinen Anklang bei 
e empfahl nochmals, die A 
auch im „Schleſiſchen Morgenblatte“ einrücken zu laſſen. — Eine Anzahl Fra⸗ 
gen wurde für den Beginn der Tagesordnung der nächſten Verſammlung 
en aufgeſpart und die Verſammlung, da es bereits 10 Uhr war, 
geſchloſſen. ; 

Herr dJ, wir bitten dringend, ſchreiben Sie deutlicher! Die Setzer. 

Breslau, 2. April. [Schwurgericht.] Die Staatsanwaltſchaft ver⸗ 
trat Staatsanwalt v. Roſenberg. 
Als Angeklagte erſchienen die underehel. Chriſtiane Schwarz aus Gontko⸗ 
witz und der Schneidermeifter Joſef Gellert aus Breslau. Die Anklage 
lautete bei erſterer auf einfachen und ſchweren Diebſtahl im Rückfalle, bei 
letzterem auf ſchwere Hehlerei. Die Vertbeidigung führte für die Schwarz 
er.⸗Aſſeſſor Guttmann, für Gellert J.⸗R. Poſer. Die Schwarz hat ihre 
aus Sagan hierher verzogene Dienſtherrſchaft, die verw. Cracauer, mehrfach 
beſtohlen und ſie dabei namentlich an einigen Kleiderreſten geſchädigt, welche 
ſie von dem in Sagan betriebenen Kleidergeſchäfte noch übrig hatte und auf 
dem Boden in vernagelter Kiſte verwahrte. Als fie dieſelbe einmal öffnete, 
nahm ſie wahr, daß der für eine Handelsfrau unverzeihliche Fehler, derartige 
Sachen nicht ſobald als möglich loszuſchlagen, ſich gerächt hatte, da ein Theil 
derſelben fehlte. Die ꝛc. Schwarz wurde alsbald überführt, ſowie auch, daß 
die die Kleider an den Mitangeklagten Gellert verkauft hatte. Es kam hierbei 
in Frage, ob ſeitens der Schwarz ſchwerer Diebſtahl, ſeitens des Gellert 
ze Hehlerei vorlag. Man n an, daß die Schwarz die Kiſte gewalt⸗ 

am geöffnet habe, da dieſelbe vorher vernagelt geweſen war. Dem gegenüber 
ſtand die Behauptung der Schwarz, daß ſie die Kiſte offen gefunden habe. 
Unmöglich war dies nicht, denn der Tiſchlermeiſter, welcher das Vernageln 
beſorgt hatte, bekundete, daß die Kiſte auf Befehl der Cracauer nur ſehr loſe 
bernagelt worden ſei, fie konnte aljo ſehr leicht durch Hin- und Herſchieben 


vorgenommen habe, um zu den Kleidern zu gelangen, konnte Gellert wohl 

an der Heblerei 
überhaupt war gewagt, da der Belaſtungsbeweis hauptſächlich in den Anga⸗ 
ben der Schwarz beſtand und nur in einigen geringfügigen Umſtänden einiger⸗ 
maßen unterſtützt wurde. Durch den Spruch der Geſchworenen wurde indeſ⸗ 
ſen die Schwarz des ſchweren Diebſtahls, Gellert der einfachen Hehlerei für 
Be ent mildernde Umſtände bei beiden angenommen und die Schwarz 
= 9 r Dr nebſt den Zuſatzſtrafen, Gellert zu 3 Wochen Ge 

ngniß verurtheilt. 

Die Verhandlung wegen Theilnahme an dem wiſſentlichen Gebrauche eines 
falſchen Wechſels gegen den Tagearbeiter Carl Schöneich aus Scheitnig fand 
eigentlich nur formell von Neuem ſtatt; materiell war ſie ſchon in der im 
November v. J. abgehaltenen Periode 8 Die Frageſtellung war 
auf $ 34 des Str.⸗G.⸗B. geſtutzt, aber bei derſelben die Mittel nicht ange: 
geben, durch welche der Angeklagte ſich der Theilnahme ſchuldig gemacht 
hoben ſollte. Dies wurde in der h en Verhandlung nachgeholt, da das 
erſte Bekenntniß durch das Ober⸗Tribunal für — — erklärt worden war, 
und der Angeklagte zu 2 Jahren Zuchthaus verurtheilt. 

Der Tagearbeiter Friedrich Ernſt Soffke aus Ober⸗Schönau erſchien 
wegen verſuchten neuen ſchweren Diebſtahls und vorſätzlicher Körperverletzung 
angeklagt. Soffle ging am 26. Januar d. J., Abends, in das Gehöft des 
Stellenbeſitzers Carl Müller zu Buchwald, um daſelbſt geſtändlicherweiſe 
zu fteblen. Er verſah ſich mit einer Axt und einem leinenen Sack und begab 
ſich an das Vorderthor der Scheuer, welches durch ein Vorlegeſchloß verſchloſſen 
mar. Zum Oeffnen bediente er ſich der Axt. Hierauf ſchlug der Hofzund Lärm. 
jolate den Soffke, welcher durch das offene Thor 


dea des 
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ihäft, da ſehr viel Hornvieh und Pferde 
Preiſe waren nicht zu 


den rammarkt anbelangt, ſo waren zwar viel 
Kaufluſt vorhanden, wie man die nur 0 4 
lagen hörte. Das Landvolk kommt größtentheils nur zum „Jurmer um 


bon eg ae Montag war in Droſchkau, 


umme 
at. Zu den Etatsüberſchreitungen 
tel Beleuchtung der Stadt und Vorſtädte um 212 Mir. 


B.] Propinzial⸗Gewerbeſchule das auf der 
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ſammlung, in Uebereinſtimmung mit dem Magiſtrate zu dem gedachten Zwecke 
200 Thlr. aus der Kämmereikaſſe zu bewilligen. Das Collegium tritt ferner 
dem Beſchluſſe des Magiſtrats bei, als Bauplatz für die hier zu errichtende 
berwallſtraße belegene Fol⸗ 
tyn ſche Grundſtück, nebſt den beiden hölzernen Häuschen, für den e. bon 
3380 Thlen. und von dem an jenes Grundſtück grenzenden, den Gebrüdern 
Jachnik gehörenden Ackerſtücke einen Streifen von 40 Fuß Breite in der gan⸗ 
zen Länge des Grundſtückes für 500 Thlr. den ganzen Bauplatz alſo für die 
Summe von 3880 Thlr. zu acquiriren und ſtimmt auch der Anordnung des 
Magiſtrats bei, das für jenes Gebäude ndthige Bauholz aus den ſtädtiſchen 
orſten zu liefern. Zur Erweiterung des Roßmarktes, welche nach den Aus⸗ 
ührungen des Magiſtrats dringend geboten iſt, beſchließt die Verſammlung 
den Ankauf des Waldſtein'ſchen Ackerſtücks für den Preis von 1500 Thlr. 
Schließlich erkannte das Collegium noch eine vom Bürgermeiſter eingebrachte 
Vorlage, welche die Herſtellung eines für die hieſige Jugend geeigneten 
Spielplatzes im Stadtwalde bezweckte, für dringlich an und beſchloß, nach 
dem Antrage des Magiſtrats, ungefähr zwei Morgen ſehr ſchlecht beſtandenen 
Waldes zu jenem Zwecke einſchlagen und den Boden planiren zu laſſen. — 
Durch letzteren Beſchluß hat ſich unſer allverehrter Bürgermeiſter Teuchert 
wiederholentlich um die Stadt verdient gemacht, wie man demſelben auch dafür 
die größte Anerkennung zollt. 


rn 1, April, Der Regierungs-Affeflor v. König aus Oppeln hat 
am 26. v. M. die Geſchäfte eines ſtellvertretenden Landraths für den dieſſei⸗ 


tigen Kreis übernommen. (N. Pr. 3.) 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Haag, 3. April. Die Abtretung Luxemburgs iſt vom König von 
Holland aufgegeben; der franzöſiſche Geſandte hierſelbſt iſt durch den 
Miniſter des Aeußeren hiervon unterrichtet. (Wolff's T. B.) 

Wien, 4. April. Die „Wiener Zeitung“ veröffentlicht den öfter 
reichiſch⸗belgiſchen Handels und Schifffahrtsvertrag vom 23. Be 
bruar 1867. 

Die „Preſſe“ vernimmt, daß über das Verhältniß Croatiens zu 
Ungarn bereits entſcheidende Beſchlüſſe gefaßt worden ſeien, welche 
in den demnächſt dem ungariſchen Landtage zu machenden bezüglichen 
Vorlagen Ausdruck erhalten. (Wolff's T. B.) 

Konſtantinopel, 3. April. Der Fürſt von Serbien wurde vom 
Sultan mit großer Auszeichnung empfangen und erhielt den brillan⸗ 
tenen Osmanicorden. Von unterrichteter Seite wird verſichert, daß 
die vor einigen Tagen überreichte franzöſiſche Rote keineswegs die 
Abtretung Candias ſchlechtweg, ſondern die allgemeine Volksabſtim⸗ 
mung daſelbſt proponirte. (Wolff's T. B.) 

Kopenhagen, 2. April. Hier eingetroffener Meldung zufolge iſt 
die Geleaſſe „Ami“, Capitän Grove, aus Roſtock, mit Kohlen für 
Shields befrachtet, bei dem Vorgebirge Skagen geſtrandet, das Wrack 
zertrümmert, die Mannſchaft wahrſcheinlich verunglückt. 

Paris, 3. April. Der „Abendmoniteur“ reproducirt den Wort⸗ 
laut der vom Grafen v. Bismarck im Reichstage über die Luxemburger 
Frage gehaltenen Rede und fügt hinzu: derſelbe conſtatire noch klarer 
die durch den Grafen v. Bismarck ausgedrückten Meinungen. Die 
oppofitionellen Zeitungen bekämpfen die von den officidfen Organen zu 
der Rede des Grafen v. Bismarck gemachten Interpretationen. 


Breslauer Börſe vom 4. Apeil.] Schluß⸗Courſe (1 Uhr Nachm.) 
Ruſſiſch Papiergeld 80%,—% bez. Oeſterr. Banknoten 78% bez. Schleſ. 
Rentenbriefe 90% bez. Schleſ. Pfandbriefe 85 bez. u. Gd, Oeſterr. Natio⸗ 
nal⸗Anleihe 54% Br. Freiburger 136% Br. Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchleſ. 
Litt. A. und C. 184% —85 bez. Wilhelmsbahn 58, — 1 bez. 
Tarnowitzer 74 Br. Deſterr. Ereditbank⸗Actien 704 bez. Schleſ. 
Bank⸗Verein 114 Br. 1860er Looſe 65% Br. Amerikaner 787 — 1 bez. 
Jiulſcher 3277 1580 Minerva 34% bez. Baieriſche Anleihe 97 bez. 
jener 12 ez. 
Breslau, 4. April. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroschen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


Weizen, weißer 94—96 90 82—85 Gerſte 57—56 54 50—52 
do. gelber 91—94 88 82-85 36 37 35 34 


FR 

aer 

9 70 69 68 185 . 65—68 62 54—58 

Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 
der Marktpreiſe von Raps und Nübſen. 


PN: en a iO a0 
8 160: 150 140 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Dotter 158 148 136) 
Loco- (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80 Tralles 
16% Br., % Gd. 


Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. — Ctr. Roggen. — Ctr. Hafer. 


Oeſterr.⸗ anz.⸗Staats⸗ 
ch b 


Rhein⸗Nahebahn —. 
Darmſtädter Zettelbank —. Oeſterr. 5% ſteuerfr. Anl. 47. 1854er Looſe 59. 


%: 
Wien. 3. April. [Abend⸗Börſe.] Beruhigtere Stimmung. Credit⸗ 
Actien 179, 90. Nordbahn 163, 30, 1860er Looſe 85, 30. 1864er Looſe 


78, 55. Staatsbahn 209, 10. Galizier 218, 00. Czernowitzer —, — Ans 
lo⸗Auſtrian⸗Bank —, —. Rudolphsbahn —. —. Napoleonsd'or —, —. 


q 
Steuerfreies Anlehen —, —. 

„Hamburg, 3. April, Nachm. 2 Ubr 30 Min. Fonds bei rubigerer 
55 fragt. Valuten ſchwächer. Hamburger Staats⸗Prämien⸗Anleihe 
9%. — Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 54. Deſterr. Eredit⸗Actien 

eſterr. 1860er Looſe 65%, Mexicaner — Vereinsbank 109%. 
1 
9 Fi u. Prämten⸗ . 
Pramien⸗Anleihe 82. proc. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1882 


fer} 
> 


: t. 1 
Termine weſentlich höher, pr. April 5400 e. nen 120 1 Vr. 
Roggen loco behehauptet. Pr. 


€ 
daS ug des biefigen tatpliichen AUNNENNSonIH, um inen 10%, Bengal 8, good fair Bengal 8%, Seinde —, Oomra 11%, Bernam — 
Ae na aus hear, Sr. fürſtbiſchöflichen Gnaden beſchließt die Ber ⸗ 4 — 187 l 90 4 am —, 
Fin a ee DER 


Oppelns ]' 


ris, 3. April, Nachmittag 3, Nübzl pr. April 93, 00, vr. Mais A 
2 94, 50, pr. Segen ene 94, 00. Mehl pr. April 73, f 
pr. Juli⸗Auguſt 75, 00. Spiritus pr. April 63, 00. 

ondon, 3. April. Getreidemarkt (Schlußbericht). In engl 
. beſſere Stimmung, von fremden reichliche Zufuhren. 
V 1 5 1 5 letzte Montagspreiſe erzielt. Frühjahrsgetreide unverändert. 
— nes Wetter. f 
% 3. April. Petroleum, raffin. Type, weiß, 45 Francs per 

o. 


g Kündigungen und Verlooſungen. 
Oeſterreichiſches Apt. Lotto⸗Anlehen von 1854. Verlooſung vom 
1. April 1867. Auszahlung am 30. Juni 1867. 
m 2. Januar U 22 Seri 
Serie 62 140 351 364 424 461 5 01 678 701 889 
1115 1512 1668 2014 2658 2670 2843 und 3735. 
Gewinne: 
à 140,000 Fl.: Serie 364 Nr. 25. 
à 20,000 Fl.: Serie 2014 Nr. 15. 
à 300 Fl.: Alle übrigen in den obigen 22 Serien enthaltenen Nummern. 
Oeſterreichiſche Eiſenbahn⸗ (Credit,) Looſe von 1858. Verlooſung 
vom 1. April 1867. Auszablung am 1. October 1867. 
ezogene Serien: 
Serie 245 896 1073 1175 1274 1462 1467 1631 1679 1721 1986 2211 
2564 2583 2828 3384 4083. i 
Gewinne: 


à 200,000 Fl.: Serie 3384 Nr. 88. 
40,000 Fl.: Serie 1175 Nr. 94. 
20,000 Fl.: Serie 1462 Nr. 64. a 
1 Serie 245 Nr. 36 und Serie 1631 Nr. 94. 
2 


en: 
990 1023 1088 


1.: Serie 1986 Nr. 53 und Serie 2211 Nr. 57. 
l.: Serie 1986 Nr. 82 und Serie 2828 Nr. 1, 

1000 Fl.: Serie 1274 Nr. 20, Serie 1631 Nr. 24, Serie 1721 Nr. 82 
und Serie 2211 Nr. 11. 

à 400 Fl.: Ser. 245 Nr. 1 13 39 66 und 78, Ser. 896 Nr. 25 und = 
Ser. 1073 Nr. 49 71 und 90, Ser. 1175 Nr. 74 und 97, Ser. 1274 Nr. 4 
54 63 und 100, Ser. 1462 Nr. 27 und 99, Ser. 1467 Nr. 70, Ser. 1631 
Nr. 22 und 28, Ser. 1721 Nr. 22 und 66, Ser. 1986 Nr. 17 35 80 und 
100, Ser. 2211 Nr. 62 69 und 94, Ser. 2564 Nr. 43, Ser. 2583 Nr. 31 
und 98, Ser. 2828 Nr. 70 und 71, Ser. 4083 Nr. 23 und 98. > 

Auf alle übrigen in T verlooſten 17 Serien enthaltenen, hier nicht 
beſonders aufgeführten 5 Gewinn⸗Nummern der Looſe entfällt der geringſte 


Gewinn von je 160 Fl. Oe. W. ? 
Die Auszahlung der Gewinnſte erfolgt 6 Monate nach der Ziehung. 


Berliner Börse vom 3. April 1867. 


Fonds- und Geld-Oourse. Eisenbahn Stamm-Aotien 


Freiw. Staats-Anl. 99 B. 1864, 1868. 
Haage A stugiole 1024 bs * 
dito * = N 1 — 5 36% ba. 
dito 7 Amsterd.-Rottd. *. 
dito 1854 4½ 90 ba. Berg.-Märkische ir 4 143 à 142% bz 
dito 1885 4½ 0 bz. Berlin Anhalt. 11 13 bz. 
dito, 1856 4105 90 ba. Berlin-Görlitz..| — | — ba 
dito 1857 4½ 9 bz. dito St.-Prior.] — — bz. 
dito 1859/41 99 bz Berlin-Hamburg. 10 9 U, be. 
dito 1864/41199 ba Berl.-Potad.-Mgd.]16 1 bz. 
Staats-Schuldscheine 32 ½ ba. Berlin-Stettin. ..| 1% | 8 % bz. 
Präm.-Anl, von 1855/31114 bs. Böhm.-Westb. ..| 5 — 2 vn 
Berliner Stadt-Oblig.|414 99 B. Breslau-Freib. 9 bs. 
„Kur- u. Neumark. 31,774, ba. öln-Minden. . .; 17 0 ba. 
(Pommersche. 3 ½ 76 % bz. Cosel- Oderberg.“ 34 | 24 à % ba 
E Posenscho — — — dito St.-Prior.] — _ A 
3 dito — — dito to — — 1 
/ dito neue. 4 187% B. Galiz.Ludwigsb. | 9 5 @. 
a (Schlesische ET — Ludwigsh.Bexb.| 9½ | 10 br. 
Kur- u. Neumärk. 4 89½ ba. Magd.-Halberst. 25 15 ba. 
(Pommersche. . 4 89½% bu. Magd.-Leipzig 188, | 20 B. 
E \Posensche.....- 4 88 be. ainz-Ludwi 72 8 ba. 
2 (Preussische. .... 4 88% br Mecklenburger. .| 313 3 17 ba. 
8 )Westph. u. Rhein. 4 % b. eisge-Brieger. 55h B. 
& (Sächsische. ....- 1 90 da. iedrachl. Märk.] 4 — @. 
Schlesische 4 |90%, ba Niedrach!. Zweb 324 21 285 
Lonisd’or 111½¼ B. |Osst.Bk. AW bu |Nordb. Er , 8 11 = 9 6 
Goldkr. 9.9. Fein Bln. O B. 10 1 Silke — | 
Ausländische Fonds. di 0. ...(10 11 bn. 
Oestr.-Fr. St.-B. 5 5 Ay te 
F 4% 5 Henn , | 7 19 Saen 
dito  Lot.-A.v.604 466 ½ à bb bz 88 a 116 41 18 
dito dito 41 ba. EEE RT "ar 
dito Saer Pr. A4 60 8 NE er 
dito  Eisenb.-L. |— 65 ½ bz. u. 6 Stargard- Posen. 3% % 


52 Ua 6 b 
Bene 
87 G. 


Bank- und Industrie-Papiere. 
Berl. K v. 7 
el 


Danziger Bank i 


Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. |Darmst, Zettelb. 


— Cir. Rapskuchen. 200 Etr. Rübl. — Chr. Leinöl. 10,000 Ort. Spiritus. "ir ir. 5 Gothaer» 5 4 
— — dito 1804A—6—. — — Hamb, Nordd. B. 709 
Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. Geis den. e eee eser Bi] A e 
Paris, 3. April, Nachm 3 Uhr. Die luxemburgiſche Angelegenheit be⸗ dito 5 100 B. Luxemburger B. 4 6 
ſchäftigte vorzugsweiſe die Börſe. Die Iproc. hob ſich von 68, 55 ſchließlich 425 m er Magdeburger B, | 5910 \ 
auf 68, 60. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 91 gemeldet. Schluß: dito 2040 ba. Ber Zus, 1 100%, | 
Courſe. Zproc. Rente 68, 60. Italien. 5 proc. Rente 53, 25. Zproc. Spar dito 7 Thüringer Bank| 4 4 
nier —, —. Iproc. Spanier — —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 405, C, Oderd. (run) — Weimar „ 6 1. 
00. Eredit⸗Mobil.⸗Actien 403, 75. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 401, 25. dito III. Em. 4½—— — SEHR | 
e 12770 von 1865 pr. ept. 325, 00. proc. Ber. St. Anl. von 1882 Ca Ludwigeb. ... 15 |78 br e 106% bo 
ungeſt. 4. 1 Dear Ran >= redb. 3 i 
ndon, 3, April, Nuchm. 4 Uhr. — Schluß⸗Courſe: Conſols 91. de ara == ere, „ eo 14 ee de u 0. 
1% Spanier 31%. A 8 5proc. Rente 52%. Lombarden 16. Meri- dito IV, 41,106 8. ii 28 
caner 16%. 5proc. Ruſſen 87%. Neue Ruſſen 88. Ruſſ. Prämien⸗Anleihe Rn L. Cs 100 ½ ba. * 1 ur 
von 1864 —. Aufl. Prämien⸗Anleihe von 1866 —. Silber 61%, Tür⸗ 4 . 84% 0 % ba. Leipaiger „4 4 B. 
kiſche Anleihe 1865 28%. Gproc, Verein. St.⸗Anleihe pr. 1882 74%, do Cie Meiningen m | 744, | 7 etw. ba. 
Die Dampfer „Amerika“ und „Hekla“ find in Southampton reſp. Queens. die P.. . bester Cd. A. T | 2 20% bela. 
town angekommen. . j F. e „ Bank,-Var.| 64% 11 lat etw. ba. 
Frankfurt a. M., 3. April, Nachmittag 2 Uhr 30 Min. Bewegt, dito . 44 — — ek 
u 1785 4 wand Ra er 115 zu gert bn Me ine : 1 
e . Hamburger Wechſel 88 7). Londoner el IIe ari⸗ v. St ger. hs 6. Fbr. v. Eisenbäf. 85 11 4 „% 
fer Wechſel 94%. Wiener Wechſel 91%. uländ. Anleihe 83%. Neue Nbein Nabe H. ber. 4h di ba. e e a 
innl. 444% Pfandbriefe —. 6% Verein. tagten Anleihe * % %. 4 
Bank Oeſterr. C en 163%. Darmſtädter chti 


Berichtigung. 

Der Bericht der Breslauer Zeitung Mr. sies bezüglich des einem Herrn 
in einer hieſigen Reſtauration entwendeten Ueberziehers und Tuches iſt falſch. 
Der wahre Thatbeſtand iſt folgender: 

Am 27. März e. Abends 7 Uhr kam ich in die Aſtel ſche Reſtaurgtion 
(Albrechtsſtraße). Ich hing daſelbſt meinen Ueberzieher, ein türkiiches Tuch 
und Hut an einem Nagel auf. Um 9% Uhr wollte ich das Local verlaſſen, 
vermißte aber den Ueberzieher und das Tuch. Ich forderte den Reſtaurateur 
auf, mir behilflich I fein, die fehlenden Sachen aufzufinden, wurde aber von 
demſelben dahin beſchieden, kommenden Tages früh 49 Uhr den Ueberzieber 
oder eine Vergütigung für denſelben abzuholen. Kommenden Tapes % 
forderte ich den Weberzieher vom Reſtaurateur zurüd; derſelbe erwiderte jedoch, 
der Ueberzieher ginge ihn nichts an io möge fein Local verlaſſen. 

Durch polizeiliche Ermittelung ift eſtgeſtellt, daß der Dieb, der 
Aſtel ſchen Local obige Sachen entwendete, in einem Hotel auf der Taſchen⸗ 
ſtraße ei Nächte logirte, ſchließlich dem Di mit dem zu berichtigenden 
Logisgelde durchging und nur das aus der Leihbibllothek entwendete Buch zus 
rüdließ. Die Polizei iſt ihm auf der Fährte. Der Beſtohlene. 


II. Humberts Maſchinen⸗Agentur, 
früher Tauenzienftrafe Gb, 
jetzt Neue⸗Schweidnitzerſtraße Nr. 9. 


Oberhemden, & 25 Sgr., 1 Thlr., 1%, 2 und 2% Thlr. 12650] 
M. Naſchkow, Leinwandhandlung, Schmiedebrücke Nr. 10. 


Oberhemden und Nachthemden, a 15 7 20 Sgr., 1 Thaler bis 
2% Thlr. lt J. Cohn, Seudebrac f. 12. Auswärtige Auftr 
weden — prompt effectuirt. 12077 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stei 
up. (W. Friedrich 


n. 
Druck von Graß, Barth und Comp ) in Breslau. 5 f 


— . — —— 


8 


12 Lu ir 


